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TOP 1:

Wahl der Vorsitzenden des Ausschusses für Familie und 
Senioren

Drucksache: 61/22

Die Vorsitzende des Ausschusses für Familie und Senioren ist gemäß § 12 Absatz 1 

der Geschäftsordnung des Bundesrates zu wählen. 

Die Wahl der Ausschussvorsitzenden erfolgt nach Anhörung des Ausschusses. 

Die Einzelheiten ergeben sich aus der Drucksache 61/22.
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TOP 2:

...

Gesetz zur Verlängerung von Sonderregelungen im 
Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie beim 
Kurzarbeitergeld und anderer Leistungen

Drucksache: 68/22

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Mit dem Gesetz, welches auf einem Entwurf der Fraktionen von SPD, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP beruht, werden insbesondere die Son-

derregeln für die Kurzarbeit bis zum 30. Juni verlängert. Konkret sieht das Ge-

setz vor, die maximale Bezugsdauer von 24 auf 28 Monate zu verlängern. Auch 

die bestehenden Zugangserleichterungen für Kurzarbeit sowie die erhöhten 

Leistungssätze bei längerer Kurzarbeit der Beschäftigten und die Anrechnungs-

freiheit von Einkommen aus geringfügigen Beschäftigungen nach § 8 Absatz 1 

Nummer 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, die während der Kurzarbeit 

aufgenommen werden, gelten bis 30. Juni 2022. Die Sozialversicherungsbeiträ-

ge werden den Arbeitgebern nach dem 31 März 2022 nur weiter pauschal zur 

Hälfte erstattet, wenn die Kurzarbeit mit Qualifizierungsmaßnahmen verbunden 

wird. 

Die Kurzarbeit habe sich vor allem wegen der verlängerten Bezugsdauer und 

den Zugangserleichterungen als „wirksames Instrument zur Sicherung von Ar-

beitsplätzen“ während der Pandemie erwiesen. Zwar habe sich die wirtschaftli-

che Lage und die Situation auf dem Arbeitsmarkt allgemein deutlich verbessert. 

Dennoch gebe es Branchen, die nach wie vor unter der Pandemie und den damit 

verbundenen Einschränkungen litten. Die Verlängerung der Corona-

Sonderregeln stelle sicher, dass Beschäftigungsverhältnisse stabilisiert, Arbeits-

losigkeit und gegebenenfalls Insolvenzen vermieden sowie Einkommensverlus-

te für bereits lange von Kurzarbeit betroffene Beschäftigte abgemildert würden. 

Darüber hinaus werden auch die bestehenden Akuthilfen für pflegende Angehö-

rige verlängert. Demnach können Beschäftigte unter anderem in einer akut auf-
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getretenen Pflegesituation unter den Voraussetzungen des § 2 des Pflegezeitge-

setzes befristet weiterhin bis zu 20 Arbeitstage der Arbeit fernbleiben, um eine 

bedarfsgerechte Pflege eines pflegebedürftigen nahen Angehörigen zu organi-

sieren oder eine pflegerische Versorgung in dieser Zeit sicherzustellen. Die Re-

gelungen im Pflegezeitgesetz und Familienpflegezeitgesetz sollen ebenfalls bis 

zum 30. Juni gelten.

II. Zum Gang der Beratungen 

...

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 18. Sitzung am 18. Februar 2022 den Ge-

setzentwurf der Fraktionen in der Fassung der Beschlussempfehlung seines 

Ausschusses für Arbeit und Soziales (BT-Drucksache 20/688) angenommen. 

So wurden unter anderem Regelungen über digitale Pflegeanwendungen sowie 

Regelungen über die vorübergehende Aufhebung von Sanktionen bei Nicht-

abruf des turnusmäßigen Beratungsbesuches bei Pflegegeldempfängern im Elf-

ten Buch Sozialgesetzbuch geändert. Nach dem Vorbild der digitalen Gesund-

heitsanwendungen bedarf es zur Umsetzung dieser Vorgaben konkretisierender 

Regelungen. Bei der Vorbereitung der Rechtsverordnung habe sich gezeigt, 

dass gesetzlicher Anpassungsbedarf bestehe. So wurde ein Klarstellungs- und 

Vereinfachungsbedarf gesehen, um eine reibungslose Inanspruchnahme der 

Leistungen zu ermöglichen. Sowohl die weiteren Vorbereitungsarbeiten bei den 

Pflegekassen als auch die Vorbereitungsarbeiten beim Bundesinstitut für Arz-

neimittel und Medizinprodukte würden in jedem Fall mehrere Monate in An-

spruch nehmen Die gesetzlichen Anpassungen zielen unter anderem darauf ab, 

diese Vorbereitungsprozesse zu vereinfachen und zu beschleunigen. 

Des Weiteren soll das Versäumen der Pflicht von Pflegebedürftigen, die aus-

schließlich Pflegegeld beziehen, in regelmäßigen Abständen Beratungsbesuche 

abzurufen, vom 1. März bis zum 30. Juni 2022 nicht sanktioniert werden. Diese 

vorübergehende Aufhebung von Sanktionen diene der Unterstützung der Pfle-

gedienste. 

Auch wurde die Aufhebung des § 10 des Einführungsgesetzes zur Strafprozess-

ordnung (StPO-EG) ein weiteres Mal – auf den 30. Juni 2022 – verschoben. Da 

das Infektionsgeschehen aufgrund der Verbreitung der Omikron-Variante des 

SARS-CoV-2-Virus derzeit sehr dynamisch sei, könne nicht mit hinreichender 

Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden, dass Schutzmaßnahmen zur Ver-
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hinderung der Verbreitung der Pandemie auch über den 26. März 2022 hinaus 

erforderlich werden könnten. Solche Schutzmaßnahmen könnten ohne eine 

Möglichkeit zur Hemmung des Ablaufs der Unterbrechungsfristen zur Ausset-

zung zahlreicher strafgerichtlicher Hauptverhandlungen führen, darunter auch 

solcher, in denen sich die oder der Angeklagte in Untersuchungshaft befinde. 

Die weitere Aufschiebung der Aufhebung des § 10 StPO-EG soll dem entge-

genwirken

III. Empfehlungen der Ausschüsse 

Die beteiligten Ausschüsse empfehlen, zu dem Gesetz den Vermittlungsaus-

schuss gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht anzurufen. 

Der federführende Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik und 

der Wirtschaftsausschuss empfehlen des Weiteren die Annahme einer beglei-

tenden Entschließung. 

Damit soll gefordert werden, die Erstattung der von den Arbeitgebern aufzu-

bringenden Sozialversicherungsbeiträge zu den bisherigen Bedingungen, das 

heißt ohne Anknüpfung an die Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen, 

fortzuführen beziehungsweise die Beiträge wieder komplett zu übernehmen. 

Außerdem sollen Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer weiterhin in die 

Regelungen zur Kurzarbeit einbezogen werden. 
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TOP 3:

...

Gesetz über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-
Sondervermögens für das Jahr 2022, zur elektronischen 
Erhebung der Bankenabgabe und zur Änderung der Strafprozess-
ordnung

Drucksache: 69/22

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Mit dem jährlich zu verabschiedenden ERP-Wirtschaftsplangesetz wird der 

Wirtschaftsplan des ERP-Sondervermögens für das jeweilige Folgejahr festge-

legt und damit eine rechtliche Grundlage geschaffen, die deutsche Wirtschaft 

im Kalenderjahr 2022 fördern zu können. 

Es werden Mittel aus dem ERP-Sondervermögen in Höhe von rund 

901 Millionen Euro für die im Wirtschaftsplan genannten Förderzwecke bereit-

gestellt. Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft (insbesondere des Mittel-

standes) und Angehörige freier Berufe erhalten aus dem ERP-Sondervermögen 

im Rahmen der veranschlagten Mittel zinsgünstige Darlehen und Beteiligungs-

kapital mit einem Volumen von insgesamt rund 9 800 Millionen Euro. 

Zudem korrigierte der Bundestag mit dem Gesetzesbeschluss zwei Ver-

weisungsfehler in § 110d der Strafprozessordnung.

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Bundesrat hatte den ursprünglichen Gesetzentwurf der Bundesregierung in 

seiner Plenarsitzung am 17. September 2021 beraten und gegen diesen keine 

Einwendungen erhoben. 
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III. Empfehlung des Wirtschaftsausschusses 

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetz einen  

Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes  n i c h t  zu stellen.
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TOP 4:

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Börsengesetzes 

- Antrag des Landes Hessen -

Drucksache: 89/22

Ziel des Vorhabens ist es, den Finanzbehörden einen einfacheren Zugriff auf 

Informationen der Börsen und Börsenaufsichtsbehörden zu ermöglichen. Hierzu 

wird insbesondere der § 10 Absatz 3 des Börsengesetzes gestrichen. Die hierdurch 

entfallenen Voraussetzungen zur Informationseinholung führen zum Teilgleichlauf 

mit § 9 des Kreditwesengesetzes und § 21 des Wertpapierhandelsgesetzes. Darüber 

hinaus erleichtert die Streichung des Erfordernisses einer Steuerstraftat die 

Informationserlangung weiter. 

Hintergrund sei die massive Beeinträchtigung der Aufklärung und Ahndung der 

Cum-Ex-Straftaten durch die derzeitige Verschwiegenheitspflicht nach dem 

Börsengesetz. 

Der Gesetzentwurf wurde bereits in der 19. Wahlperiode beim Deutschen 

Bundestag eingebracht, vgl. BR-Drucksache 435/21 (Beschluss). Dort wurden die 

Beratungen jedoch nicht vor dem Ablauf der Wahlperiode abgeschlossen, so dass 

der Gesetzentwurf der Diskontinuität unterfallen ist.

Hessen hat nunmehr die erneute Einbringung des Gesetzentwurfes beantragt und 

um sofortige Sachentscheidung gebeten.
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TOP 5:

...

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesnichtraucher-
schutzgesetzes (BNichtrSchG) 

- Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen, Bremen, Hamburg, Nieder-
sachsen, Schleswig-Holstein -

Drucksache: 77/22

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Ziel des vorgeschlagenen Gesetzes ist, in geschlossenen Fahrzeugen in Anwe-

senheit von Minderjährigen oder Schwangeren das Rauchen zu verbieten. 

Zur Begründung führen die antragstellenden Länder aus, gerade in geschlosse-

nen Räumen seien Minderjährige und auch ungeborene Kinder dem Passivrau-

chen verstärkt ausgesetzt. Dies gelte insbesondere in Fahrzeugkabinen. Die Pas-

sivrauchkonzentration sei für Minderjährige nirgends so hoch wie als Mitfahrer. 

Die Tabakrauchbelastung in geschlossenen Fahrgasträumen erreiche bereits 

beim Rauchen einer einzigen Zigarette innerhalb weniger Minuten ein Vielfa-

ches einer stark verrauchten Gaststätte.

Nach Messungen des Deutschen Krebsforschungszentrums (dkfz) liege die 

Schadstoffkonzentration in einem verrauchten Auto fünfmal so hoch wie in ei-

ner durchschnittlich verrauchten Bar. Das dkfz schätze, dass rund eine Million 

Minderjährige in Deutschland dem Tabakrauch im Auto ausgesetzt seien. 

Dass Passivrauchen die Gesundheit gefährde, sei hinlänglich bekannt. Ver-

brannter Tabak enthalte rund 90 nachgewiesene toxische oder krebserregende 

Substanzen. Die Konzentration dieser Giftstoffe sei dabei im abgegebenen 

Rauch sogar höher als im aktiv inhalierten. Passivrauchen sei folglich noch ge-

sundheitsschädlicher als aktives Rauchen durch den Filter.
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II. Zum Gang der Beratungen 

Der Bundesrat hatte bereits in seiner 981. Sitzung am 11. Oktober 2019 die 

Einbringung des Gesetzentwurfs beim Deutschen Bundestag beschlossen (vgl. 

BR-Drucksache 435/19 (Beschluss)). Dort ist er in der vergangenen Legislatur-

periode nicht abschließend beraten worden und damit dem Grundsatz der Dis-

kontinuität unterfallen.

Die Länder Nordrhein-Westfalen, Bremen, Hamburg, Niedersachsen und 

Schleswig-Holstein haben nunmehr die erneute Einbringung beantragt. 
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TOP 6:

...

Entwurf eines Gesetzes zur Veröffentlichung von Informationen 
über unbekanntes Geld- und Wertpapiervermögen Verstorbener 

- Antrag der Länder Niedersachsen und Bremen -

Drucksache: 21/22

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Der Gesetzesantrag zielt darauf ab, bei sogenannten nachrichtenlosen Konten 

Verstorbener die Position potentieller Erben zu stärken. Dazu sollen allgemein 

zugängliche Informationsquellen über Vermögensanlagen Verstorbener bei 

Kreditinstituten bereitgestellt werden, wenn kein Erbe Anspruch darauf erhoben 

hat. Hierzu soll ein § 1959a in das Bürgerliche Gesetzbuch eingefügt werden, 

mit dem das Bundesamt für Justiz (BfJ) verpflichtet werden soll, ein entspre-

chendes Register anzulegen. Die Regelung knüpft an das erst 2015 eingeführte 

Verfahren zum Abruf von Kirchensteuerabzugsmerkmalen an. Dazu sollen 

künftig die gespeicherten persönlichen Daten von Verstorbenen und der Name 

des Kreditinstituts in maschineller Form immer auch an das Bundesamt für Jus-

tiz übermittelt werden. Dieses soll mit diesen Daten künftig ein zentrales und 

öffentlich einsehbares Register im Internet führen. Aus diesem können insbe-

sondere mögliche Erben alle Informationen erhalten, die für die weitere Gel-

tendmachung von Vermögensansprüchen erforderlich sind. 

Hintergrund dieses Gesetzesantrages ist, dass Geldanlagen unbekannter Erben 

regelmäßig verzinsliche Darlehen zu Gunsten des Kreditinstituts sind. Da die 

Rückzahlung der Darlehen eine Kündigung des Vertragsverhältnisses erfordert, 

kann dies bei einem unbekannten Gläubiger nicht rechtswirksam erfolgen. Auf-

grund dessen kann mangels fälliger Rückzahlungsverpflichtung der Auszah-

lungsanspruch des unbekannten Erben auch nicht zu Gunsten des Kreditinstituts 

verjähren. 

Durch die fortschreitende Digitalisierung werde diese Problematik im Banken-

gewerbe noch verschärft, da über 70 Prozent aller Girokonten online geführt 
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werden und deshalb die jeweiligen Kontoinhaber und deren Hintergrund in der 

Regel dem Kreditinstitut nicht bekannt seien. Hinterlasse ein Verstorbener kei-

ne weiteren Hinweise auf ihm gehörende Onlinekonten, so sei es für Erben un-

gemein schwer, diesen Teil des Nachlasses zu ergründen. Hinzu komme, dass 

Auskunftsersuchen privater Personen ins Blaue hinein, das Bankgeheimnis ent-

gegenstehe. 

Der Gesamtumfang des Geldvermögens bei den Kreditinstituten auf solche 

nachrichtenlosen Konten lasse sich mangels ausreichender Datenbasis zwar nur 

schwer abschätzen. Bundesweit sei jedoch von einem Gesamtumfang zwischen 

zwei Milliarden und neun Milliarden Euro auszugehen.

II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Rechtsausschuss, der Innen- und der Finanzausschuss 

empfehlen dem Bundesrat, den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 1 des 

Grundgesetzes beim Deutschen Bundestag einzubringen.
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TOP 7a:

...

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des 
Bundeszentralregistergesetzes - Zeitlich unbegrenzte Aufnahme 
von Verurteilungen wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern 
und anderem in das erweiterte Führungszeugnis 

- Antrag der Länder Baden-Württemberg, Saarland -

Drucksache: 63/22

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, dass Personen, die wegen Sexualstraftaten 

zum Nachteil von Minderjährigen verurteilt worden sind, der berufliche und eh-

renamtliche Umgang mit Kindern und Jugendlichen dauerhaft verwehrt werden 

kann. Dies soll dadurch erreicht werden, dass diese Verurteilungen zeitlich un-

begrenzt in ein erweitertes Führungszeugnis aufgenommen werden und auf die-

se Weise den betroffenen Stellen entsprechende Informationen zur Verfügung 

stehen sollen.

Dazu sieht der Gesetzentwurf die Einführung einer weiteren Ausnahmebestim-

mung in § 33 Absatz 2 des Bundeszentralregistergesetzes (BZRG) vor. Eintra-

gungen im Bundeszentralregister können nach Ablauf einer bestimmten Frist 

nicht mehr in das Führungszeugnis aufgenommen werden (Aufnahmefrist). Die 

Länge dieser Aufnahmefrist bemisst sich gemäß § 34 Absatz 1 BZRG grund-

sätzlich nach der Höhe der verhängten Strafe. Nach der neu einzuführenden 

Nummer 4 in § 33 Absatz 2 BZRG sollen Verurteilungen wegen des sexuellen 

Missbrauchs von Kindern, der Verbreitung, des Erwerbs und des Besitzes kin-

derpornographischer Schriften, des Abrufs kinderpornographischer Inhalte mit-

tels Telemedien und wegen der Veranstaltung und des Besuchs kinderporno-

graphischer Darbietungen generell von der Aufnahmefrist ausgenommen wer-

den, wenn ein erweitertes Führungszeugnis beantragt wird. Ein erweitertes Füh-

rungszeugnis wird unter anderem für eine berufliche oder ehrenamtliche Beauf-

sichtigung, Betreuung, Erziehung oder Ausbildung Minderjähriger benötigt
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oder für eine Tätigkeit, die in einer vergleichbaren Weise geeignet ist, Kontakt 

zu Minderjährigen aufzunehmen. 

Parallel dazu sollen diese Verurteilungen auch von den Tilgungsbestimmungen 

des BZRG ausgenommen werden. Nach welcher Zeitdauer eine Eintragung im 

Bundeszentralregister getilgt wird, bestimmt sich ebenfalls grundsätzlich nach 

der Strafhöhe.

Nach Ansicht der antragstellenden Länder sei es Personen, die wegen Sexual-

straftaten zum Nachteil von Minderjährigen vorbestraft sind, nach den derzeit 

geltenden Aufnahme- und Tilgungsfristen des BZRG bereits wenige Jahre nach 

der Verurteilung möglich, einer beruflichen und ehrenamtlichen Beaufsichti-

gung, Betreuung oder Erziehung von Kindern und Jugendlichen im Rahmen ei-

ner Tätigkeit bei einem öffentlichen oder privaten Träger, in Kindertagesstätten 

oder Vereinen nachzugehen. Die Gefährdung der Minderjährigen durch einen 

solchen engen und unbeaufsichtigten Kontakt mit verurteilten Sexualstraftätern 

sei nicht hinzunehmen. Vielmehr gebiete es der besondere Schutz von Minder-

jährigen, die aufgrund des Resozialisierungsgedankens bisher vorgesehenen 

kurzen Fristen ausnahmsweise aufzuheben.

Die Tilgung von Verurteilungen bewirke nicht nur, dass die Behörden und sons-

tigen Stellen nichts mehr von einer Vorstrafe erführen. Selbst wenn eine Behör-

de von der Vorstrafe wisse oder davon erfahre, dürfe sie diese Kenntnis in der 

Regel nicht zum Nachteil des Verurteilten verwenden. Denn nach § 51 Absatz 1 

BZRG gelte grundsätzlich ein Verwertungsverbot einer zu tilgenden Eintra-

gung: Tat und Verurteilung dürften der betroffenen Person im Rechtsverkehr 

nicht mehr vorgehalten und zu ihrem Nachteil verwertet werden. 

Der Schutz der Minderjährigen vor erneuten Übergriffen einschlägig vorbestraf-

ter Sexualstraftäter überwiege gegenüber dem Interesse der Sexualstraftäter an 

einem engen und unbeaufsichtigten Umgang mit Minderjährigen. Dabei sei zu 

berücksichtigen, dass Minderjährige besonders schutzbedürftig und in ihren 

Möglichkeiten, solche Straftaten zu ihrem Nachteil abzuwehren, aufgrund ihres 

Entwicklungsstandes beschränkt seien.

II. Zum Gang der Beratungen 

...

Der Gesetzentwurf wurde bereits in der 19. Wahlperiode beim Deutschen Bun-

destag eingebracht, vgl. BR-Drucksache 645/19 (Beschluss). Dort wurden die 
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Beratungen jedoch nicht vor dem Ablauf der Wahlperiode abgeschlossen, so 

dass der Gesetzentwurf der Diskontinuität unterfallen ist.

Baden-Württemberg und das Saarland haben nunmehr die erneute Einbringung 

des Gesetzentwurfes beantragt und um sofortige Sachentscheidung gebeten.
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TOP 7b:

...

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Kinderschutzes im 
Familienverfahrensrecht 

- Antrag des Landes Baden-Württemberg -

Drucksache: 64/22

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Hintergrund des Gesetzentwurfes ist das Bekanntwerden des sogenannten Stau-

fener Missbrauchsfalls im Herbst 2017. Dieser Fall hat in der Öffentlichkeit 

große Aufmerksamkeit erregt und zu der Frage geführt, wie die bestehenden 

Verfahren zum Schutz von Kindern verbessert werden können. 

Ziel des Gesetzentwurfes ist es, einige der Empfehlungen der „Kommission 

Kinderschutz“ des Landesregierung Baden-Württemberg umzusetzen, soweit es 

um Vorschläge zur Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensa-

chen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) 

geht. Den Änderungsvorschlägen liegt zu Grunde, dass Grundvoraussetzung ei-

ner tragfähigen Entscheidung des Familiengerichts neben der Einhaltung der 

Verfahrensregeln die umfassende Ermittlung des Sachverhalts sei. Des Weite-

ren seien bei Feststellung einer Gefährdung des Kindeswohls die Anordnung 

geeigneter Maßnahmen sowie deren Wirksamkeitskontrolle von essentieller 

Bedeutung. 

Außerdem soll der Informationsaustausch zwischen Gericht und Jugendamt ge-

stärkt werden. Es soll auch klargestellt werden, dass das Gericht angeordnete 

Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls in angemessenen Zeitabständen 

darauf zu überprüfen habe, ob sie umgesetzt worden seien und sich als wirksam 

erwiesen hätten. Schließlich soll das Institut der Verfahrensbeistandschaft durch 

eine Streichung des Regelvorbehalts in § 158 FamFG gestärkt werden. 
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II. Zum Gang der Beratungen 

Der Gesetzentwurf wurde bereits in der 19. Wahlperiode beim Deutschen Bun-

destag eingebracht, vgl. BR-Drucksache 360/20 (Beschluss). Dort wurden die 

Beratungen jedoch nicht vor dem Ablauf der Wahlperiode abgeschlossen, so 

dass der Gesetzentwurf der Diskontinuität unterfallen ist.

Baden-Württemberg hat nunmehr die erneute Einbringung des Gesetzentwurfes 

beantragt und um sofortige Sachentscheidung gebeten.
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TOP 7c:

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - 
Stärkung der Führungsaufsicht 

- Antrag des Landes Baden-Württemberg -

Drucksache: 65/22

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Auch bei dieser Vorlage ist Hintergrund das Bekanntwerden des sogenannten 

Staufener Missbrauchsfalls im Herbst 2017 und geht ebenfalls auf Vorschläge 

der im Nachgang eingerichteten „Kommission Kinderschutz“ zurück. 

Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, insbesondere das Höchstmaß der Freiheits-

strafe bei Verstößen gegen Weisungen der Führungsaufsicht gemäß § 145a des 

Strafgesetzbuchs (StGB) von drei auf fünf Jahre anzuheben, da die bisherige 

Strafandrohung in § 145a Satz 1 StGB der Bedeutung der Führungsaufsicht als 

Schutzinstrument vor neuen Straftaten nicht hinreichend gerecht werde und 

spezialpräventive Zwecke so besser erreicht werden könnten. Darüber hinaus 

soll die nach § 68a Absatz 3 StGB für die Überwachung des Verhaltens der 

verurteilten Person und die Erfüllung der Weisungen zuständige Aufsichtsstelle 

die gesetzliche Befugnis erhalten, unmittelbaren Zwang gegen die verurteilte 

Person anordnen zu dürfen, insbesondere wenn diese bei der Anlegung der 

elektronischen Fußfessel nicht freiwillig mitwirke. So könne eine angeordnete 

Elektronische Aufenthaltsüberwachung tatsächlich umgesetzt werden. 

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Gesetzentwurf wurde bereits in der 19. Wahlperiode beim Deutschen Bun-

destag eingebracht, vgl. BR-Drucksache 362/20 (Beschluss). Dort wurden die 

Beratungen jedoch nicht vor dem Ablauf der Wahlperiode abgeschlossen, so 

dass der Gesetzentwurf der Diskontinuität unterfallen ist.

Baden-Württemberg hat nunmehr die erneute Einbringung des Gesetzentwurfes 

beantragt und um sofortige Sachentscheidung gebeten.
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TOP 8:

...

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung - 
Gesetz zur umfassenden Verfolgung der organisierten 
Steuerhinterziehung 

- Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen -

Drucksache: 66/22

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, ein in der Abgabenordnung genanntes Re-

gelbeispiel aufzuheben und damit weitere schwere Fälle der Steuerhinterzie-

hung einer Ermittlung durch die Steuerbehörden zugänglich zu machen. Durch 

das Ersetzen des einschränkenden Begriffs „Umsatz- oder Verbrauchssteuern“ 

durch das Wort „Steuern“ in § 370 Absatz 3 Satz 2 Nummer 5 der Abgaben-

ordnung soll für die von einem konspirativen, organisierten Handeln getragenen 

besonders schweren Fälle, die der schweren Kriminalität zugehören und deren 

Organisations- sowie Kommunikationsstrukturen von außen in offen ermitteln-

der Form nicht zugänglich sind, zugleich ohne eine zusätzliche Erweiterung des 

Straftatenkatalogs des § 100a StPO die erforderlichen Ermittlungsmethoden er-

öffnet werden.

In Bandenstrukturen verübte Steuerhinterziehungen haben nach Auffassung des 

antragstellenden Landes in den vergangenen Jahren bei verschiedensten Steuer-

arten immense Ausmaße erreicht. Diese Taten prägen maßgeblich die organi-

sierte Wirtschaftskriminalität. Ihr besonderer, über den Grundtatbestand der 

Steuerhinterziehung regelmäßig erheblich hinausreichender Unrechts- und 

Schuldgehalt werde jedoch gesetzlich derzeit nicht abgebildet. 

Organisierte bandenmäßige Steuerhinterziehung ist bislang nur dann aufgrund 

der schwerwiegenden Tatbegehung mit einem regelmäßig erhöhten Strafmaß 

verbunden, wenn sie die Verkürzung oder Hinterziehung von Umsatz- oder 

Verbrauchssteuern betrifft. Dieses Regelbeispiel ist mit Wirkung zum 

1. Januar 2008 neu eingeführt worden. 
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Die organisierte, als besonders schwer einzustufende Steuerhinterziehung sei 

jedoch längst nicht mehr auf bestimmte Tattypologien, insbesondere die Um-

satzsteuerkarusselle und organisierte Verbrauchssteuerverkürzungen – etwa Al-

kohol- und Zigarettenschmuggel – beschränkt. Cum-Ex-Geschäfte und ver-

wandte steuerrechtliche Fallgestaltungen würden durch professionelle Markt-

teilnehmerinnen und -teilnehmer wie internationale Investmentbanken systema-

tisch geplant und durchgeführt. Die hochprofessionelle und konspirative Zu-

sammenarbeit der Tätergruppen erschwere die Aufklärung der Taten. So wür-

den die tatsächlichen Abläufe durch Nutzung verschachtelter Gesellschafts-

strukturen, Verlegung von Organisationseinheiten in das Ausland (oftmals 

Offshore), Einschaltung von Treuhänderinnen und Treuhändern sowie diverser 

weiterer Serviceprovider zielgerichtet verschleiert. Es habe sich ein breites Be-

tätigungsfeld der organisierten Wirtschaftskriminalität herausgebildet. Die sys-

tematischen und organisierten Steuerhinterziehungen führten nicht nur zu mas-

siven Steuerausfällen, sondern auch zu Wettbewerbsverzerrungen für steuerehr-

liche Unternehmen. Zur Sicherung des Steueraufkommens und zur Wahrung 

der Steuergerechtigkeit solle der bandenmäßig organisierten Steuerhinterzie-

hung mit der beantragten Rechtsänderung umfassend entgegengewirkt werden.

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Gesetzentwurf wurde bereits in der 19. Wahlperiode beim Deutschen Bun-

destag eingebracht, vgl. BR-Drucksache 638/20 (Beschluss). Dort wurden die 

Beratungen jedoch nicht vor dem Ablauf der Wahlperiode abgeschlossen, so 

dass der Gesetzentwurf der Diskontinuität unterfallen ist.

Nordrhein-Westfalen hat nunmehr die erneute Einbringung des Gesetzentwur-

fes beantragt und um sofortige Sachentscheidung gebeten.
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TOP 9:

...

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung der Insolvenzordnung 

- Antrag der Länder Hamburg, Thüringen -

Drucksache: 70/22

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Nach der Insolvenzordnung (InsO) werden die Vergütung sowie die zu erstat-

tenden Auslagen des Insolvenzverwalters durch Beschluss des Insolvenzge-

richts festgesetzt. Dieser Beschluss ist nach § 64 Absatz 2 InsO öffentlich be-

kanntzumachen. Die antragstellenden Länder beabsichtigen mit dem Gesetzes-

antrag eine Neufassung dieser Regelung. Es soll klargestellt werden, dass 

grundsätzlich die Bekanntmachung des vollständigen Beschlusses zu erfolgen 

habe, diese also insbesondere den Beschlusstenor (mit Ausnahme des festge-

setzten Betrages) sowie die Beschlussgründe umfassen müsse. Ausnahmen soll 

es nur noch bei schützenswerten Interessen bestimmter Beteiligter geben, bei 

denen ausnahmsweise eine nur auszugsweise Veröffentlichung der Beschluss-

gründe geboten erscheine.  

In Abweichung von der jüngeren Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes 

(BGH) werde nach Ansicht der antragstellenden Länder die Bekanntmachung in 

verschiedenen Ländern von einigen Rechtspflegerinnen und Rechtspflegern un-

ter Berufung auf ihre Weisungsfreiheit (§ 9 Rechtspflegergesetz) entsprechend 

früherer Praxis dergestalt vorgenommen, dass lediglich der Erlass eines Be-

schlusses, nicht aber dessen Inhalt bekannt gemacht wird. Eine solche Be-

kanntmachung sei nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung aber unwirk-

sam. In diesen Fällen ergebe sich daher ein Haftungsrisiko sowohl für die In-

solvenzverwalterinnen und -verwalter als auch für die jeweiligen Länder. Durch 

Anpassungen der Formulare in der Software der Gerichte im Sinne der BGH-

Rechtsprechung könnte zwar diesem Umstand entgegengewirkt werden, zum 

Teil sei dies auch schon geschehen. Rechtssicherheit für alle Betroffenen und 

Beteiligten könne aber nur erreicht werden, wenn die Insolvenzordnung die Be-
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kanntmachung des vollständigen Beschlusses, insbesondere also auch des Be-

schlusstenors sowie der Beschlussgründe ausdrücklich vorsehe. 

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Gesetzentwurf wurde bereits in der 19. Wahlperiode beim Deutschen Bun-

destag eingebracht, vgl. BR-Drucksache 67/20 (Beschluss). Dort wurden die 

Beratungen jedoch nicht vor dem Ablauf der Wahlperiode abgeschlossen, so 

dass der Gesetzentwurf der Diskontinuität unterfallen ist.

Hamburg und Thüringen haben nunmehr die erneute Einbringung des Gesetz-

entwurfes beantragt und um sofortige Sachentscheidung gebeten.
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TOP 10:

...

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Finanzgerichtsordnung 
(FGOÄndG) 

- Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen -

Drucksache: 78/22

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Die Vorlage hat zum Ziel, die Finanzgerichtsordnung um eine Regelung zu er-

gänzen, die es erlaubt, Richterinnen und Richter anderer Gerichtsbarkeiten so-

wie Rechtslehrerinnen und Rechtslehrer an Universitäten zu Richterinnen und 

Richtern in der Finanzgerichtsbarkeit im Nebenamt zu ernennen. 

Nach derzeitiger Rechtslage können bei den Finanzgerichten keine Richterinnen 

und Richter im Nebenamt beschäftigt werden, da die Ernennung zur Richterin 

und zum Richter auf Zeit gemäß § 11 des Deutschen Richtergesetzes einer be-

sonderen gesetzlichen Ermächtigung bedarf. Derartige Ermächtigungen finden 

sich bislang lediglich in § 16 der Verwaltungsgerichtsordnung für die Verwal-

tungsgerichtsbarkeit und in § 11 des Sozialgerichtsgesetzes für die Sozialge-

richtsbarkeit. Richterinnen und Richter anderer Gerichtsbarkeiten und Universi-

tätsprofessorinnen und -professoren können zwar auch nach aktueller Rechtsla-

ge als Richterinnen und Richter in finanzgerichtlichen Prozessen eingesetzt 

werden. Hierfür müssen die betreffenden Personen aber zu Richterinnen und 

Richtern auf Lebenszeit ernannt werden. Sie führen das Richteramt dann als 

zweites Hauptamt. Nach Ansicht des antragstellenden Landes erweist sich die 

Möglichkeit, dem in Frage kommenden Personenkreis das Amt einer Richterin 

oder eines Richters am Finanzgericht im zweiten Hauptamt zu verleihen, bei 

schwankendem Geschäftsanfall als unflexibel. Demgegenüber könnte die (Wei-

ter-) Bestellung einer Richterin oder eines Richters auf Zeit bei rückläufigen 

Fallzahlen ausgesetzt werden. Die Bestellung von Richterinnen und Richtern im 

Nebenamt biete daher die angestrebte Verzahnung von Wissenschaft und Praxis 

unter gleichzeitiger Wahrung der personalwirtschaftlichen Flexibilität. 
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II. Zum Gang der Beratungen 

Der Gesetzentwurf wurde bereits in der 19. Wahlperiode beim Deutschen Bun-

destag eingebracht, vgl. BR-Drucksache 470/19 (Beschluss). Dort wurden die 

Beratungen jedoch nicht vor dem Ablauf der Wahlperiode abgeschlossen, so 

dass der Gesetzentwurf der Diskontinuität unterfallen ist.

Nordrhein-Westfalen hat nunmehr die erneute Einbringung des Gesetzentwur-

fes beantragt und um sofortige Sachentscheidung gebeten.
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TOP 11:

...

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Gerichte in 
Wirtschaftsstreitigkeiten 

- Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen, Hamburg -

Drucksache: 79/22

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Mit dem Gesetzentwurf soll die staatliche Ziviljustiz im Bereich des Wirt-

schaftsrechts nachhaltig gestärkt werden. Zu diesem Zweck sollen Justizange-

bote eröffnet werden, die sich an den Anforderungen des modernen Wirt-

schaftslebens orientieren. 

Der Wandel der Lebensverhältnisse, insbesondere die zunehmende Globalisie-

rung, die wachsende Komplexität der Rechtsbeziehungen sowie die veränderten 

Erwartungen der Rechtssuchenden an die Justiz, erforderten Anpassungen des 

Gerichtsverfassungs- und Prozessrechts, um auch künftig die hohe Qualität und 

Attraktivität der Ziviljustiz, insbesondere in Wirtschaftsstreitverfahren, zu si-

chern. 

Um dies zu erreichen, soll den Ländern mit dem Gesetzentwurf die Möglichkeit 

eröffnet werden, an einem Oberlandesgericht einen oder mehrere Senate einzu-

richten, vor denen Handelsverfahren mit internationalem Bezug und einem 

Streitwert von über zwei Millionen Euro geführt werden können („Commercial 

Court“). Hierbei soll gewährleistet sein, dass das Verfahren vor dem Commer-

cial Court auch auf Englisch geführt werden kann. Daneben soll die Möglich-

keit eröffnet werden, an einem Oberlandesgericht einen oder mehrere bestehen-

de Zivilsenate zu bestimmen, vor denen Handelssachen mit einem Streitwert 

von über zwei Millionen Euro erstinstanzlich geführt werden können. Aufgrund 

der besonderen Anforderungen bei der Bearbeitung großer Handelssachen sol-

len für das Verfahren vor den Commercial Courts und den erstinstanzlichen Se-

naten besondere Verfahrensvorschriften gelten. So sollen auf übereinstimmen-

den Antrag der Parteien Wortprotokolle über die mündliche Verhandlung und 
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Beweisaufnahme erstellt werden können und auf Antrag einer Partei streitge-

genständliche Informationen als geheimhaltungsbedürftig eingestuft werden. 

Abschließend soll eine Verordnungsermächtigung zugunsten der Länder zur 

Einrichtung von Kammern für internationale Handelssachen an den Landgerich-

ten geschaffen werden.

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Gesetzentwurf wurde bereits in der 19. Wahlperiode beim Deutschen Bun-

destag eingebracht, vgl. BR-Drucksache 219/21 (Beschluss). Dort wurden die 

Beratungen jedoch nicht vor dem Ablauf der Wahlperiode abgeschlossen, so 

dass der Gesetzentwurf der Diskontinuität unterfallen ist.

Nordrhein-Westfalen und Hamburg haben nunmehr die erneute Einbringung 

des Gesetzentwurfes beantragt und um sofortige Sachentscheidung gebeten.
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TOP 12:

...

Entwurf eines Gesetzes zum Schutz von Genossenschaften 

- Antrag des Landes Brandenburg -

Drucksache: 88/22

 

 

 

 

 

 

 
 

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Mit dem Gesetzentwurf sollen zwei Änderungen des Genossenschaftsgesetzes 

erreicht werden.

Eine Änderung von § 62 Absatz 3 Satz 2 des Genossenschaftsgesetzes (GenG) 

soll die genossenschaftlichen Prüfungsverbände dazu verpflichten, die Bundes-

anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) unverzüglich zu informieren, 

wenn geprüfte Genossenschaften gegen das Kapitalanlagegesetzbuch oder ge-

gen das Vermögensanlagengesetz verstoßen, damit die Bundesanstalt aufgrund 

dieser Hinweise tätig werden kann. 

Durch eine Ergänzung von § 64 GenG soll auch den Behörden, die die genos-

senschaftlichen Prüfungsverbände beaufsichtigen, die Möglichkeit eingeräumt 

werden, Verstöße gegen das Kapitalanlagegesetzbuch oder das Vermögensanla-

gengesetz, die diese ihnen im Rahmen ihrer Aufsichtstätigkeit bekannt wurden, 

der BaFin anzuzeigen. 

Mit den beabsichtigten Regelungen soll der Austausch von Informationen zwi-

schen den genossenschaftlichen Prüfungsverbänden, deren Aufsichtsbehörden 

und der BaFin verbessert werden. Dadurch sollen sowohl die Rechtsform der 

Genossenschaft vor Geschäftsmodellen, die dem „grauen Kapitalmarkt“ zuge-

ordnet werden sowie auch Verbraucherinteressen geschützt werden.

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Gesetzentwurf wurde bereits in der 19. Wahlperiode beim Deutschen Bun-

destag eingebracht, vgl. BR-Drucksache 244/19 (Beschluss). Dort wurden die 
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Beratungen jedoch nicht vor dem Ablauf der Wahlperiode abgeschlossen, so 

dass der Gesetzentwurf der Diskontinuität unterfallen ist.

Brandenburg hat nunmehr die erneute Einbringung des Gesetzentwurfes bean-

tragt und um sofortige Sachentscheidung gebeten. 
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TOP 13:

...

Entwurf eines ... Strafrechtsänderungsgesetzes - Strafbarkeit der 
unbefugten Benutzung informationstechnischer Systeme - 
Digitaler Hausfriedensbruch 

- Antrag des Landes Hessen -

Drucksache: 90/22

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Ziel des Gesetzentwurfes ist es für die Vertraulichkeit und Integrität informati-

onstechnischer Systeme ein angemessenes Schutzniveau zu erreichen. Durch 

Einfügung eines neuen § 202e in das Strafgesetzbuch (StGB) soll die unbefugte 

Benutzung informationstechnischer Systeme (IT-Systeme) unter Strafe gestellt 

werden. 

IT-Systeme seien - nach Ansicht des antragstellenden Landes - mindestens so 

schutzwürdig wie das Hausrecht sowie das ausschließliche Benutzungsrecht an 

Fahrzeugen. Die von unbefugt genutzten informationstechnischen Systemen für 

die Allgemeinheit ausgehende Gefahr sei hoch. In letzter Zeit häuften sich An-

griffe auf Internetseiten, die zu deren vorübergehender Unerreichbarkeit führ-

ten. Auch fanden gezielte Cyberangriffe auf mit dem Internet verbundene Kriti-

sche Infrastrukturen (große Industrieanlagen, Elektrizitätswerke, Staudämme, 

Anlagen der Wasserversorgung, Telekommunikationsanlagen) statt, die diese 

beschädigen, stören oder unbrauchbar machen sollten. Einige Begebenheiten 

zeigten, dass auch Terroristen dieses Mittel einsetzen könnten.

Im Wesentlichen sind folgende Regelungen beabsichtigt: 

Mit Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr soll zukünftig derjenige 

bestraft werden, der unbefugt sich oder einem Dritten den Zugang zu einem in-

formationstechnischen System verschafft, ein solches System in Gebrauch 

nimmt oder in diesem System einen Datenverarbeitungsvorgang oder informa-

tionstechnischen Ablauf beeinflusst oder in Gang setzt, sofern diese Tat geeig-

net ist, berechtigte Interessen eines anderen zu beeinträchtigen. 
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Wird eine entsprechende Handlung gegen Entgelt oder in der Absicht Dritte zu 

schädigen oder sich oder einen Dritten zu bereichern begangen, soll diese Tat 

mit Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren geahndet werden. 

In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten 

bis zu zehn Jahren. Dies betrifft beispielsweise Fälle, wenn Täter gewerbs-

mäßig oder bandenmäßig zur fortgesetzten Begehung dieser Straftaten verbun-

den sind, eine besonders große Anzahl informationstechnischer Systeme, Da-

tenverarbeitungsvorgänge oder informationstechnischer Abläufe betroffen sind 

oder der Täter beabsichtigt eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ord-

nung, eine gemeingefährliche Straftat oder eine besonders schwere Straf-tat ge-

gen die Umwelt nach § 330 StGB herbeizuführen oder zu ermöglichen. 

Auch der Versuch soll strafbar werden.

Das Merkmal der Unbefugtheit soll klarstellen, dass eine Strafbarkeit bei wirk-

samer Einwilligung ausgeschlossen sein soll.

Weitere Regelungen definieren die Begriffe „informationstechnisches System“ 

und „kritische Infrastruktur“ im Sinne dieser Vorschriften. 

Außerdem soll durch eine Änderung der Strafprozessordnung sollen die Verge-

hen des digitalen Hausfriedensbruches, die die Allgemeinheit so wenig berüh-

ren, dass kein öffentliches Interesse an der Strafverfolgung besteht (§ 202e Ab-

satz 1 und 2 StGB-E), in Durchbrechung des Offizialprinzips ausnahmsweise 

als Privatklagedelikt ausgestaltet werden. Dies soll einer Überlastung der Straf-

verfolgungsbehörden durch Bagatellfälle vorbeugen.

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Gesetzentwurf wurde schon in der 18. Wahlperiode (vgl. BR-Drucksache 

338/16 (Beschluss)) und erneut in der 19. Wahlperiode (vgl. BR-Drucksache 

47/18 (Beschluss)) beim Deutschen Bundestag eingebracht. Dort wurden die 

Beratungen jedoch nicht abgeschlossen, so dass der Gesetzentwurf der Diskon-

tinuität unterfallen ist.

Hessen hat nunmehr auch für die 20. Wahlperiode die Einbringung des Gesetz-

entwurfes beim Deutschen Bundestag beantragt und wiederum um sofortige Sa-

chentscheidung gebeten. 
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TOP 14:

...

Entwurf eines Gesetzes zur Effektivierung des Bußgeldverfahrens 

- Antrag der Länder Hessen, Nordrhein-Westfalen -

Drucksache: 91/22

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Mit dem Gesetzentwurf soll das Bußgeldverfahren unter Beibehaltung notwen-

diger rechtsstaatlicher Standards effektiver gestaltet werden, um unter Berück-

sichtigung der Bedeutung der jeweiligen Sache einen zügigen Verfahrensab-

schluss zu gewährleisten.  

Gesetzgeberischer Handlungsbedarf wird bei einer Vielzahl von Verkehrsord-

nungswidrigkeiten gesehen, da hier Hauptverhandlungen oft nur aus formalen 

Gründen durchgeführt würden und nicht, weil der dem Gericht obliegende 

Amtsaufklärungsgrundsatz dies gebieten würde. Die Inanspruchnahme von ver-

schiedenen Verfahrensrechten werde hier genutzt, um aus verfahrensfernen 

Gründen den rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens hinauszuzögern. Daher 

soll den Gerichten die Möglichkeit eingeräumt werden, Verfahren flexibler zu 

gestalten und auch ohne Zustimmung der Staatsanwaltschaft einzustellen oder 

im Beschlusswege zu entscheiden. Auch die Beweisaufnahme soll erleichtert 

werden, indem Beweisanträge, die ohne verständigen Grund zu spät vorge-

bracht werden, zurückgewiesen werden können. Die Vernehmung von Zeugen 

oder Sachverständigen soll durch die Verlesung von Protokollen über eine 

frühere Vernehmung ersetzt werden können. Nicht zuletzt sollen die Anforde-

rungen an die Begründung des Urteils oder des Beschlusses erleichtert werden.

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Gesetzentwurf wurde bereits in der 19. Wahlperiode beim Deutschen Bun-

destag eingebracht, vgl. BR-Drucksache 107/20 (Beschluss). Dort wurden die 

Beratungen jedoch nicht vor dem Ablauf der Wahlperiode abgeschlossen, so 
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dass der Gesetzentwurf der Diskontinuität unterfallen ist.

Hessen und Nordrhein-Westfalen haben nunmehr die erneute Einbringung des 

Gesetzentwurfes beantragt und um sofortige Sachentscheidung gebeten. 
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TOP 15:

...

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des strafrechtlichen 
Schutzes von Kindern 

- Antrag des Landes Hessen -

Drucksache: 92/22

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Das antragstellende Land zielt mit dem Gesetzentwurf darauf ab, den Straftat-

bestand § 235 StGB – Entziehung Minderjähriger – zu erweitern: es soll für das 

Entführen oder das rechtswidrige Sich-Bemächtigen von Kindern ein Grundtat-

bestand mit einem Strafrahmen von Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu fünf 

Jahren gebildet werden. Auch sollen Qualifikationen für Fälle gesteigerten Un-

rechts geschaffen werden. 

Kinder sind auf Grund ihrer körperlichen Unterlegenheit und ihrer Gutgläubig-

keit für Straftäter leichte Opfer. Die Auswirkungen der Tat sind oftmals nicht 

nur unmittelbar für das kindliche Tatopfer erheblich, sondern auch für sein per-

sönliches Umfeld. Zudem leiden Kinder bisweilen ihr Leben lang an den Folgen 

einer Straftat. Auf Grund der stark vorangeschrittenen Digitalisierung und der 

zunehmend leichteren Möglichkeiten, über soziale Netzwerke und Internet-

dienste miteinander in Kontakt zu treten, sind Kinder nicht nur im realen Leben 

dem Zugriff von Straftätern ausgesetzt, sondern vermehrt auch in der Anonymi-

tät des Internets. Im Hinblick auf beide Tatumgebungen bestehen daher gesetz-

liche Lücken in Bezug auf einen umfassenden strafrechtlichen Schutz von Kin-

dern. 

Daneben soll der Straftatenkatalog in § 68c Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Buch-

stabe a StGB erweitert werden, um die Führungsaufsicht in den vorgenannten 

Fällen zu verlängern zu können. In der Strafprozessordnung soll eine Ergän-

zung von § 112a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 StPO gewährleisten, dass die An-

ordnung der Untersuchungshaft nach Kindesentführungen erleichtert wird.
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Daneben sieht der Gesetzentwurf aus dem Jahr 2018 auch mit der Änderung des 

§ 176 Absatz 6 StGB die Strafbarkeit des Versuchs vor, mittels Informations-

und Kommunikationstechnologie auf Kinder einzuwirken (sog. Cyber-

Grooming).

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Gesetzentwurf wurde bereits in der 19. Wahlperiode beim Deutschen Bun-

destag eingebracht, vgl. BR-Drucksache 502/20 (Beschluss). Dort wurden die 

Beratungen jedoch nicht vor dem Ablauf der Wahlperiode abgeschlossen, so 

dass der Gesetzentwurf der Diskontinuität unterfallen ist.

Hessen hat nunmehr die erneute Einbringung des Gesetzentwurfes beantragt 

und um sofortige Sachentscheidung gebeten.



- 16 - Erläuterung, 1017. BR, 11.03.22

TOP 16:

...

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes 
(LuftVG) 

- Antrag des Landes Hessen -

Drucksache: 93/22

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Das antragstellende Land führt aus, dass angesichts der steigenden Anzahl an 

Flugbewegungen der Einhaltung der geltenden Flugbetriebsbeschränkungs-

zeiten – insbesondere in den Abend- und Nachtstunden – durch die Fluggesell-

schaften eine herausragende Bedeutung für den Schutz der Bevölkerung vor 

nächtlichem Fluglärm zukomme. Die Zunahme an verspäteten Starts und  

Landungen innerhalb dieser Zeiten stelle ein wachsendes Problem für die Be-

völkerung im Umland der größeren Verkehrsflughäfen dar. Das Land Hessen 

weist darauf hin, dass die Fluggesellschaften die Gestaltung der Tagesumlauf-

planungen für die jeweilige Flugplanperiode verantworten. Zudem träfen  

regelmäßig die Fluggesellschaften die Entscheidung darüber, ob das Luft-

fahrzeug innerhalb der Betriebsbeschränkungszeiten lande oder der Flug ver-

schoben, umgeleitet oder annulliert wird. 

Nach der geltenden Rechtslage richtet sich ein Ordnungswidrigkeitsverfahren 

gegen die verantwortliche luftfahrzeugführende Person des jeweiligen Fluges, 

sofern Anhaltspunkte für einen Verstoß gegen die Nachtflugbeschränkungs-

regeln eines Flughafens bestehen. Aufgrund des maßgeblichen Einflusses der 

Fluggesellschaften für die Einhaltung der Nachtflugbeschränkungen ist es daher 

das Ziel des Gesetzentwurfes, dass künftig neben den Pilotinnen und Piloten 

auch die Fluggesellschaften bei Verstößen gegen die Flugbetriebsbeschrän-

kungszeiten der Flughäfen direkt mit Bußgeldern belegt werden.
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II. Zum Gang der Beratungen 

Der Gesetzentwurf wurde bereits in der 19. Wahlperiode beim Deutschen  

Bundestag eingebracht (BR-Drucksache 420/18 (Beschluss)). Dort wurden die 

Beratungen jedoch nicht vor dem Ablauf der Wahlperiode abgeschlossen, so 

dass der Gesetzentwurf dem Grundsatz der Diskontinuität unterfallen ist. 

Hessen beantragt nunmehr die erneute Einbringung des Gesetzentwurfes gemäß 

Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes beim Deutschen Bundestag und hat um 

sofortige Sachentscheidung gebeten. 
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TOP 17:

...

Entschließung des Bundesrates zum angekündigten 
Europäischen Rechtsakt zur Medienfreiheit 

- Antrag der Länder Bayern, Rheinland-Pfalz und Mecklenburg-
Vorpommern, Schleswig-Holstein - 

Drucksache: 52/22

I. Zum Inhalt der Entschließung 

Der Entschließungsantrag zielt darauf ab, zu dem von der Kommission ange-

kündigten europäischen Rechtsakt zur Medienfreiheit, dem sogenannten Euro-

pean Media Freedom Act (EMFA), frühzeitig Positionen der Länder gegenüber 

der Bundesregierung und der Kommission zu adressieren. 

Die Kommission hat im Januar dieses Jahres die Konsultationen für den im ver-

gangenen Jahr angekündigten europäischen Rechtsakt zur Medienfreiheit ge-

startet; die öffentlichen Konsultationen laufen voraussichtlich bis zum 

21. März. Die Kommission hat angekündigt, mit dem EMFA neue Regeln für 

Teilnehmer auf dem Medienmarkt aufzustellen, um das Funktionieren des EU-

Binnenmarktes für Medien zu verbessern. Ziel der Konsultationen ist, herauszu-

finden, welche Probleme auf dem Medienmarkt bestehen, die gesetzliche Rege-

lungen erforderlich machen könnten. Dazu gehören Bereiche wie Transparenz 

der Beteiligungsverhältnisse an Medienunternehmen, Unabhängigkeit von Me-

dienunternehmen, Bedingungen für das Funktionieren der Medien und die ge-

rechte Zuweisung staatlicher Mittel, insbesondere in Bezug auf den öffentlich-

rechtlichen Rundfunk.

In dem Entschließungsantrag wird zum Ausdruck gebracht, dass Meinungs- und 

Informationsfreiheit, mediale Vielfalt sowie der Pluralismus von Meinungen 

und Inhalten eine wesentliche Grundlage unserer demokratischen Gesellschaft 

und Werteordnung seien. Es bedürfe im Medienbereich einer sektorspezifischen 

Regulierung. Horizontale Marktregeln seien nicht geeignet, Medienfreiheit und 

-vielfalt umfassend und effektiv zu schützen. Auch eine rein marktbezogene
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Betrachtung der Medienregulierung greife deutlich zu kurz. Die Regelungs-

kompetenz für kulturelle Vielfalt, Medien und Vielfaltssicherung stehe in der 

EU den Mitgliedstaaten zu. In Deutschland seien dafür die Länder zuständig. 

Es wird in dem Entschließungsantrag ferner zum Ausdruck gebracht, dass 

Transparenzvorschriften in Bezug auf die Eigentumsverhältnisse im Medienbe-

reich zwar in gewissem Maße notwendig sind, jedoch nicht zu einem unverhält-

nismäßigen Verwaltungsaufwand führen und nur Mittel zum Erreichen überge-

ordneter regulatorischer Ziele sein dürfen. Außerdem sei eine vollharmonisie-

rende europäische Regelung kein adäquates Mittel, um der Kulturhoheit der 

einzelnen Mitgliedstaaten ausreichend Ausdruck zu verleihen. 

Nach dem Entschließungsantrag soll die Kommission aufgefordert werden auf-

zuzeigen, in welchem Verhältnis etwaige in einem Rechtsakt zur Europäischen 

Medienfreiheit festzulegende Regeln zu dem von ihr vorgelegten Verordnungs-

vorschlag über die Transparenz und das Targeting politischer Werbung stehen. 

Es soll außerdem zum Ausdruck gebracht werden, dass die Aufsicht über die 

Medien und ihre Verbreitung unabhängig, staatsfern und dezentral sein muss. 

Jedoch bedürfe es keiner Aufsichtskontrolle auf europäischer Ebene, etwa in 

Form einer Medienregulierungsbehörde. Eine etwaige Ergänzung der Europäi-

schen Regulierungsgruppe für audio-visuelle Medien (ERGA) um ein eigenes 

und unabhängiges Sekretariat sei denkbar, sofern es nicht zu einer weiteren In-

stitutionalisierung oder zu einer Erweiterung der Zuständigkeiten der ERGA 

führe. 

Nach dem Entschließungsantrag soll die Stellungnahme gemäß § 5 Absatz 2 

EUZBLG maßgeblich berücksichtigt werden und die Forderung nach Übertra-

gung der Verhandlungsführung gemäß § 6 Absatz 2 EUZBLG erhoben werden.

II. Zum Gang der Beratungen 

...

Die beantragte Entschließung wurde in der 1016. Sitzung des Bundesrates am 

11. Februar 2022 vorgestellt und dem Ausschuss für Fragen der Europäischen 

Union – federführend – sowie dem Ausschuss für Kulturfragen und dem Wirt-

schaftsausschuss – jeweils mitberatend – zur Beratung zugewiesen.
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III. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Ausschuss für Fragen der Europäischen Union emp-

fiehlt dem Bundesrat, die Entschließung nach Maßgabe von Änderungen zu fas-

sen, mit denen die Bedeutung der Medienfreiheit und -vielfalt sowie die Unab-

hängigkeit der Medien noch einmal besonders hervorgehoben werden sollen. 

Der Ausschuss für Kulturfragen und der Wirtschaftsausschuss empfehlen 

dem Bundesrat, die Entschließung zu fassen
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TOP 18:

...

Entschließung des Bundesrates zur Einrichtung eines klima-
schutzorientierten Wohnheimprogramms für Studierende 

- Antrag des Landes Baden-Württemberg -

Drucksache: 775/21

I. Zum Inhalt der Entschließung 

Die Entschließung zielt darauf ab, für mehr bezahlbaren und klimaneutralen 

Wohnraum für Studierende zu sorgen. 

Die Bundesregierung wird daher gebeten, ein Programm für den Ausbau von 

Wohnraum für Studierende auf den Weg zu bringen, das innovative Lösungen 

für das Erreichen der Klimaneutralität der Gebäude berücksichtigt. Des Weite-

ren möge die Bundesregierung geeignete Maßnahmen ergreifen, um Bestands-

gebäude energetisch so zu ertüchtigen, dass das Ziel eines klimaneutralen Ge-

bäudebestands bis zum Jahr 2045 erreicht werden kann. Hierzu soll in Abstim-

mung mit den Ländern ein geeigneter Förderrahmen für Bundesmittel zur Neu-

schaffung von Wohnheimkapazitäten für Studierende ausgearbeitet werden. Der 

Verpflichtungsrahmen der Finanzhilfen des Bundes im Bereich des sozialen 

Wohnungsbaus der Länder dürfe durch diese Mittel jedoch nicht geschmälert 

werden und müsse auch den Ländern zur Verfügung stehen, in denen bereits 

vergleichbare Förderprogramme zum Wohnheimbau vorliegen. 

Neben dem Neubau von studentischem Wohnraum sei in gleichem Maße auch 

die energetische Sanierung zur Erreichung der ambitionierten nationalen und 

europäischen Klimaziele zu berücksichtigen. Es sei jedoch festzuhalten, dass 

bereits zur Verfügung stehende Mittel zur energetischen Sanierung nicht in aus-

reichendem Maße abflössen. Die Bundesregierung möge daher gemeinsam mit 

den Ländern Maßnahmen prüfen, wie eine höhere Modernisierungsquote von 

studentischen Wohnraum erreicht werden könne. 
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II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der Ausschuss für Kulturfragen empfiehlt dem Bundesrat, die Entschließung 

mit geringfügigen Änderungen und Ergänzungen zu fassen. Diese beinhalten 

die stärkere Hervorhebung des Aspekts der Bezahlbarkeit bei Schaffung und 

Erhalt studentischen Wohnraums und die Ergänzung um die aktuellen Verein-

barungen auf Bundesebene, wie der Ankündigung eines Bund-Länder-

Programms für studentisches Wohnen. 

Der federführende Ausschuss für Städtebau, Wohnungswesen und Raum-

ordnung und der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-

heit empfehlen dem Bundesrat, die Entschließung zu fassen. 

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Bundesrat, die Entschließung nicht zu 

fassen. 

Weitere Einzelheiten sind der BR-Drucksache 775/1/21 zu entnehmen. 
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TOP 19:

Entwurf eines Gesetzes zum Übergang des Bewacherregisters 
vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle auf das 
Statistische Bundesamt

Drucksache: 36/22

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Innerhalb der Bundesregierung ist die Zuständigkeit für das Bewachungsrecht 

vom BMWK auf das BMI übertragen worden. Als neue Registerbehörde für das 

Bewacherregister soll das StBA als nachgeordnete Behörde im Geschäftsbe-

reich des BMI bestimmt werden.

Der Gesetzentwurf soll die Voraussetzungen für die Überführung des Bewa-

cherregisters vom BAFA (nachgeordnete Behörde im Geschäftsbereich des 

BMWK) zum StBA schaffen. Zudem soll eine Übergangsregelung für die 

Übergangsphase des Behördenwechsels und zur Verfahrensweise bei der Über-

tragung des Datenbestandes aufgenommen werden.

II. Empfehlung des Ausschusses für Innere Angelegenheiten 

Der federführende Ausschuss für Innere Angelegenheiten empfiehlt dem 

Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundge-

setzes keine Einwendungen zu erheben.
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TOP 20:

...

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 im 
Hinblick auf Vorschriften für das Kreditrisiko, das Risiko einer 
Anpassung der Kreditbewertung, das operationelle Risiko, das 
Marktrisiko und die Eigenmitteluntergrenze (Output-Floor) 

COM(2021) 664 final; Ratsdok. 13246/21 

Drucksache: 855/21 und zu 855/21

Der Verordnungsvorschlag der Kommission zielt darauf ab, durch eine entspre-

chende Anpassung der Kapitaladäquanzverordnung (CRR) die im Dezember 2017 

veröffentlichten finalen Elemente der Basel III-Standards umzusetzen („Basel III-

Finalisierung“). 

Im Mittelpunkt der Basel III-Finalisierung steht insbesondere die Begrenzung 

übermäßiger Variabilität der Eigenkapitalanforderungen bei der Verwendung inter-

ner Modelle durch Banken. Zu diesem Zweck soll der sogenannte Output Floor ein-

geführt werden. Dieser soll eine Reduktion der Kapitalanforderungen durch interne 

Modelle auf höchstens 72,5 Prozent der Anforderungen, die sich bei Berechnung 

mittels Standardansätzen ergeben würden, erlauben. Die Kommission schlägt vor, 

dass, wie in den Baseler Standards vorgesehen, der „Output Floor“ über mehrere 

Jahre schrittweise eingeführt wird. Außerdem sind Übergangsregelungen - bei-

spielsweise für Kredite an Unternehmen ohne Rating und Wohnimmobilienfinan-

zierungen - vorgesehen. 

Darüber hinaus sollen weitere Änderungen im Bereich Kreditrisiko umgesetzt wer-

den, beispielsweise im Bereich Immobilien und Spezialfinanzierungen. Die bislang 

als Meldeanforderungen in der CRR enthaltenen Vorgaben zum Marktrisiko sollen 

wie von Basel III vorgesehen in Eigenkapitalanforderungen umgewandelt werden. 

Auch die neuen Baseler Ansätze zur Berechnung der Kapitalanforderungen für das 
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operationelle Risiko und das Risiko aus der Anpassung der Kreditbewertung sollen 

umgesetzt werden. Wichtige europäische Anpassungen wie beispielsweise der Un-

terstützungsfaktor für kleine und mittlere Unternehmen sollen beibehalten werden. 

Eine Basel-konforme Umsetzung der Standards, die als Reaktion auf die globale 

Finanzkrise beschlossen wurden, soll international ein „Level Playing Field“ ge-

währleisten.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 855/1/21 ersichtlich.
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TOP 21:

...

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Richtlinie 2013/36/EU im Hinblick auf 
Aufsichtsbefugnisse, Sanktionen, Zweigstellen aus Drittländern 
sowie Umwelt-, Sozial- und Unternehmensführungsrisiken und 
zur Änderung der Richtlinie 2014/59/EU 

COM(2021) 663 final; Ratsdok. 13245/21 

Drucksache: 856/21 und zu 856/21

Der Richtlinienvorschlag der Kommission verfolgt das Ziel, durch entsprechende 

Anpassungen der Eigenkapitalrichtlinie (CRD) eine stärkere Harmonisierung auf-

sichtlicher Kompetenzen und Prozesse mit Blick auf den EU-Binnenmarkt und ein 

EU-weites „Level Playing Field“ herbeizuführen sowie eine stärkere Fokussierung 

auf Umwelt-, Sozial- und Unternehmensführungsrisiken (environmental, social and 

governance risks - ESG-Risiken) im Aufsichtsrahmen zu erreichen. Die Gestaltung 

als Richtlinie soll ausreichend Raum lassen, um bei der Umsetzung in den Mitglied-

staaten nationale Gegebenheiten berücksichtigen zu können. 

Konkret sieht der Kommissionsvorschlag neue aufsichtliche Befugnisse bei materi-

ellen Transaktionen von regulierten Instituten (zum Beispiel Verschmelzungen), 

eine Vereinheitlichung im Sanktionsregime sowie eine weitere Harmonisierung der 

aufsichtlichen Eignungsprüfungen bei Leitungs- und Aufsichtsmandaten vor. Es 

sollen zusätzlich zu den Kriterien für die fachliche Qualifikation und die persönli-

che Zuverlässigkeit Regelungen ergänzt werden, die näher ausführen, welche Rolle 

die Banken und die zuständigen Behörden bei der Überprüfung der Eignung der 

Vorstandsmitglieder haben und wann eine solche Beurteilung erfolgen soll. Weiter 

sollen Mindestanforderungen an die Inhaber von Schlüsselfunktionen festgelegt 

werden.
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Darüber hinaus soll ein neues Erlaubnis- und Aufsichtsregime für Zweigstellen aus 

Drittstaaten geschaffen werden. Aktuell werden diese Zweigstellen ausschließlich 

national und mit stark divergierender Intensität von den EU-Mitgliedstaaten regu-

liert und beaufsichtigt. 

Der Richtlinienvorschlag sieht außerdem eine explizite Integration von ESG-

Risiken in die Richtlinie vor und ergänzt entsprechende Anforderungen für Institute 

sowie Kompetenzen für die Aufsichtsbehörden. ESG-Risiken gewinnen nach Auf-

fassung der Kommission vor dem Hintergrund der Transformation zu einer nachhal-

tigeren Wirtschaft an Relevanz, weshalb der Aufsichtsrahmen um eine Nachhaltig-

keitsdimension ergänzt werden soll.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 856/1/21 ersichtlich.
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TOP 22a:

...

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 zur Festlegung des 
mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2021 bis 2027 

COM(2021) 569 final; Ratsdok. 15262/21 

Drucksache: 1/22 und zu 1/22 und zu 1/22 (2)

Der Verordnungsvorschlag der Kommission verfolgt das Ziel, die Verordnung zur 

Festlegung des mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) für die Jahre 2021 bis 2027 zu 

ändern. Die Kommission schlägt eine Anhebung der Obergrenzen im laufenden 

MFR vor. Dieser legt die jährlichen Obergrenzen der EU- Ausgaben je Ausgaben-

kategorie fest. Zielsetzung ist die Finanzierung des von der Kommission vorge-

schlagenen (jedoch noch nicht angenommenen) Klima-Sozialfonds und die Ermög-

lichung der Rückzahlung der für „Next Generation EU“ aufgenommenen Mittel auf 

der Grundlage neuer Eigenmittel. 

Die Kommission hat den Vorschlag für eine Änderung der MFR-Verordnung am 

22. Dezember 2021 als Teil des „Eigenmittelpakets“ vorgelegt. 

Laut dem Kommissionsvorschlag sollen die Obergrenzen der Mittel für Verpflich-

tungen in Rubrik 2b (“Resilienz und Werte“) jährlich ab 2024 um die Einnahmen 

aus den neuen Eigenmitteln aus dem jeweiligen Vorjahr erhöht werden (vorbehalt-

lich eines jährlichen Höchstbetrags von 15 Milliarden Euro und eines Abzugs von 

8 Milliarden Euro im Jahr 2027, jeweils zu Preisen von 2018).

Für die Finanzierung des Klima-Sozialfonds sollen laut Kommissionsvorschlag die 

Obergrenzen der Mittel für Verpflichtungen in Rubrik 3 „Natürliche Ressourcen
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und Umwelt“ um insgesamt rund 20,09 Milliarden Euro (zu Preisen von 2018) in 

den Jahren 2025 bis 2027 angehoben werden (2 176 Millionen Euro im Jahr 2025,  

9 132 Millionen Euro im Jahr 2026 und um 8 786 Millionen Euro im Jahr 2027).

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 1/1/22 ersichtlich.
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TOP 22b:

...

Vorschlag für einen Beschluss des Rates zur Änderung des 
Beschlusses (EU, Euratom) 2020/2053 über das 
Eigenmittelsystem der Europäischen Union 

COM(2021) 570 final; Ratsdok. 15260/21 

Drucksache: 2/22 und zu 2/22

Der Vorschlag der Kommission für einen Beschluss des Rates verfolgt das Ziel, 

eine Änderung des Eigenmittelbeschlusses zur Einführung neuer Eigenmittel für 

den EU-Haushalt herbeizuführen. 

Entsprechend den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Juli 2020 und 

der Interinstitutionellen Vereinbarung zwischen den EU-Organen vom 

16. Dezember 2020 schlägt die Kommission vor, neue Eigenmittel für den EU-

Haushalt wie folgt einzuführen: 

– 25 Prozent der Einnahmen der Mitgliedstaaten aus dem bestehenden EU-

Emissionshandelssystem (EHS), das auf den Seeverkehr ausgedehnt werden 

soll und bei dem Zertifikate für den Luftverkehr verstärkt versteigert werden 

sollen, sowie aus dem neu einzurichtenden Emissionshandelssystem für Gebäu-

de und den Straßenverkehr, 

– 75 Prozent der Einnahmen der Mitgliedstaaten aus dem einzurichtenden CO2-

Grenzausgleichmechanismus, 

– 15 Prozent des Anteils der durch Umsetzung der Säule 1 des OECD-Zwei-

Säulen-Projekts („Säule-1-Abkommen des inklusiven Rahmens der 

OECD/G20“) auf die Mitgliedstaaten umverteilten Gewinne multinationaler 

Konzerne.

Für die Einnahmen auf der Grundlage des EHS schlägt die Kommission außerdem 

einen befristeten Mechanismus vor, der weniger wohlhabende Mitgliedstaaten vor 

verhältnismäßig hohen Beiträgen schützen und für wohlhabendere Mitgliedstaaten
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einen Mindestbeitrag garantieren soll. 

Der neue Eigenmittelbeschluss soll laut Planung der Kommission zum 

1. Januar 2023 in Kraft treten. Für die Einführung neuer Eigenmittel muss der Ei-

genmittelbeschluss von den Mitgliedstaaten einstimmig geändert und in allen Mit-

gliedstaaten gemäß ihren nationalen verfassungsrechtlichen Vorschriften ratifiziert 

werden.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 1/1/22 ersichtlich.
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TOP 23:

...

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der 
Plattformarbeit

COM(2021) 762 final 

Drucksache: 846/21 und zu 846/21

Der Richtlinienvorschlag der Kommission verfolgt das Ziel der Verbesserung der 

Arbeitsbedingungen und der sozialen Rechte von Personen, die über digitale Platt-

formen arbeiten. Hintergrund hierfür ist, dass die digitalen Arbeitsplattformen neue 

Formen der Arbeitsorganisation einführen, bei denen bestehende Rechte und Pflich-

ten in Bezug auf das Arbeitsrecht und den Sozialschutz nicht gewährleistet sind. 

Gleichzeitig sollen die Bedingungen für ein nachhaltiges Wachstum digitaler Ar-

beitsplattformen in der Europäischen Union unterstützt werden. 

Die verfolgten Ziele sollen durch die Festlegung von Mindestrechten erreicht wer-

den, die auf jede Person Anwendung finden, die Plattformarbeit in der Europäischen 

Union leistet und die einen Arbeitsvertrag hat oder in einem Arbeitsverhältnis steht 

bzw. bei der nach der Beurteilung des Sachverhalts vom Bestehen eines Arbeitsver-

trags oder eines Arbeitsverhältnisses ausgegangen werden kann. Die Festlegung von 

Mindestrechten soll im Wesentlichen auf den folgenden drei Maßnahmen beruhen: 

1. Schaffung eines umfassenden Rahmens zur Bekämpfung der nicht sachgerech-

ten Einstufung des Beschäftigungsstatus bei der plattformbasierten Arbeit; 

2. Gewährleistung von Fairness, Transparenz und Verantwortlichkeit beim algo-

rithmischen Management, indem neue materielle Rechte für Personen einge-

führt werden, die Plattformarbeit leisten; 

3. Verbesserung der Transparenz und Rückverfolgbarkeit der Plattformarbeit, um 

die zuständigen Behörden bei der Durchsetzung bestehender Rechte und Pflich-

ten in Bezug auf Arbeitsbedingungen und Sozialschutz zu unterstützen. 
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Die vorgeschlagene Richtlinie soll für digitale Arbeitsplattformen gelten, die in der 

Union geleistete Plattformarbeit organisieren, unabhängig vom Ort ihrer Niederlas-

sung und unabhängig von dem ansonsten anwendbaren Recht. Die Mitgliedstaaten 

sollen die Richtlinie zwei Jahre nach ihrem Inkrafttreten umsetzen.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 846/1/21 ersichtlich.
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TOP 24:

...

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 
den Ausschuss der Regionen: 
Strategie für Aufsichtsdaten im Bereich der EU-Finanzdienst-
leistungen 

COM(2021) 798 final 

Drucksache: 17/22

Mit der vorgelegten Mitteilung über eine Strategie für aufsichtsrechtliche Daten im 

EU-Finanzdienstleistungssektor verfolgt die Kommission das Ziel, das aufsichtliche 

Meldewesen zu verbessern sowie Ineffizienzen und Kosten zu reduzieren.

Die Strategie der Kommission umreißt die Grundzüge eines Konzepts, mit dem das 

Ziel eines modernen und harmonisierten aufsichtlichen Meldesystems in der EU 

erreicht werden soll. Dazu sollen Ineffizienzen und nicht notwendige Belastungen 

reduziert, die Qualität der Daten erhöht, gemeldete Daten optimal genutzt und ana-

lysiert sowie Vorteile moderner Technologien durch die Unternehmen und Auf-

sichtsbehörden besser genutzt werden. 

Die Strategie beinhaltet eine Langfristvision im Meldewesen für die verschiedenen 

Sektoren des Finanzmarkts wie Banken, Fonds, Versicherungen und Marktinfra-

strukturen. Sie basiert auf fünf Bereichen, die aus Sicht der Kommission Verbesse-

rungspotenziale haben: 

– Kohärente und standardisierte Daten: 

Die Datenspezifikationen sollten sich auf eine klare und einheitliche Termino-

logie sowie auf gemeinsame Standards, Formate und Regeln für die Verwen-

dung eindeutiger Kennungen stützen. Die Kommission beabsichtigt, die Ent-

wicklung eines gemeinsamen Datenwörterbuchs zu koordinieren, um Kohärenz 

und Standardisierung in allen Finanzsektoren zu gewährleisten. Zudem soll der 



Erläuterung, 1017. BR, 11.03.22 - 24 (a) -

Legal Entity Identifier (LEI - Rechtsträgererkennung) stärker als Identifikator 

für Unternehmen genutzt werden, die bereits einen LEI haben. 

– Austausch und Weiterverwendung von Daten: 

Bessere Datenteilung und Datennutzung zwischen den Behörden sowie Ver-

meidung von Doppelerhebungen. Bislang erheben verschiedene Behörden teil-

weise identische Daten. Rechtliche Hindernisse für den Datenaustausch sollen 

beseitigt und es soll ein Fundament für einen aufsichtlichen Datenraum gelegt 

werden. 

– Bessere Ausgestaltung der Meldepflichten: 

Ziel ist ein verbessertes Verfahren für die Entwicklung und Ausgestaltung von 

Meldewesen-Anforderungen. Umfasst werden sollen sowohl Rechtsvorschriften 

als auch die Festlegung technischer Standards. 

– Gemeinsame Governance: 

Bis zum Jahr 2023 soll eine Governance-Struktur zur Umsetzung und Aufrecht-

erhaltung des künftigen Meldesystems formalisiert werden, die auf den Arbei-

ten des Roundtables für das aufsichtliche Meldewesen aufbaut. Ziel sind eine 

bessere Koordinierung und engere Zusammenarbeit zwischen den verschiede-

nen Aufsichtsbehörden und anderen einschlägigen Interessenträgern sowie Ko-

operationen zwischen allen Beteiligten. 

– Technologie: 

Es soll vollumfänglich Nutzen aus der Verwendung moderner Technologien im 

aufsichtlichen Meldewesen gezogen werden, zum Beispiel Machbarkeit der 

Veröffentlichung aufsichtlicher Meldungen in einem maschinenlesbaren und 

ausführbaren Format in ausgewählten Melderahmen. 

Die Strategie der Kommission liefert Ansätze, wie mittelfristig ein modernes und 

effizientes Meldewesen aufgebaut werden kann. Die weitere Umsetzung wird zei-

gen, welche Maßnahmen konkret ergriffen werden. Ein Zwischenbericht ist seitens 

der Kommission für das Jahr 2023 angekündigt. 

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 17/1/22 ersichtlich.
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TOP 25:

...

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 in 
Bezug auf die Erhöhung der Marktdatentransparenz, die 
Beseitigung von Hindernissen für die Entstehung eines 
konsolidierten Datentickers, die Optimierung der 
Handelspflichten und das Verbot der Entgegennahme von 
Zahlungen für die Weiterleitung von Kundenaufträgen 

COM(2021) 727 final 

Drucksache: 29/22 und zu 29/22

Der Verordnungsvorschlag der Kommission zielt auf eine Reform der Regelungen 

der EU-Finanzmarktverordnung (MiFIR) durch Steigerung der Transparenz des Ak-

tien-, Anleihe- und Derivatehandels ab. Damit soll der Zugang von Unternehmen 

und Investoren zu kapitalmarktbasierter Finanzierung in der EU verbessert und die 

europäische Marktinfrastruktur gestärkt werden. 

Der MiFID/R-Rahmen ist das Regelwerk für die Teilnahme an europäischen Kapi-

talmärkten. Dieses Regelwerk besteht aus der Richtlinie 2014/65/EU (MiFID II) 

und der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 (MiFIR). 

Die Erhöhung der Transparenz der EU-Finanzmärkte und die Stärkung der kapital-

marktbasierten Finanzierung sind aus Sicht der Kommission wesentliche Elemente 

der Kapitalmarktunion und von großer Bedeutung für einen liquiden und wettbe-

werbsfähigen Finanzmarkt in der EU, der das Wachstum der europäischen Volks-

wirtschaften unterstützt. 
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Folgende Anpassungen der MiFIR enthält der Verordnungsvorschlag insbesondere:

1. Ermöglichung der EU-weiten Konsolidierung von Handelsdaten durch Verein-

heitlichung von Datenstandards und Zusammenführung sämtlicher Handelsda-

ten in einem zentralen und fortlaufenden Ticker (consolidated tape): Was die 

Datenkonsolidierung betrifft, so ist in der MiFIR bereits das Konzept eines „Be-

reitstellers konsolidierter Datenticker“ (Consolidated Tape Provider, CTP) ent-

halten. Mit der Reform sollen die MiFIR-Bestimmungen über konsolidierte Da-

tenticker so geändert werden, dass die Entstehung eines Bereitstellers konsoli-

dierter Datenticker für jede Anlageklasse (Aktien, börsengehandelte Index-

fonds, Anleihen und Derivate) erleichtert wird; 

2. Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen zwischen Ausführungsplät-

zen im Aktienhandel (insbesondere Börsen und als sogenannte systematische 

Internalisierer tätige Banken);

3. Vereinheitlichung und Vereinfachung der Ausnahmen von der Transparenz im 

Anleihehandel;

4. Stärkung der EU-Marktinfrastruktur im Bereich der Aktien- und Derivatehan-

delsverpflichtung;

5. Verbot von Rückvergütungen für die Weiterleitung von Handelsaufträgen (so-

genanntes Payment for Order Flow, PFOF): systematischen Internalisierern soll 

das Angebot von PFOF für Kleinanlegende verboten werden.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 29/1/22 ersichtlich.
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TOP 26:

...

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Richtlinien 2011/61/EU und 
2009/65/EG im Hinblick auf Übertragungsvereinbarungen, 
Liquiditätsrisikomanagement, die aufsichtliche Berichterstattung, 
die Erbringung von Verwahr- und Hinterlegungsdienstleistungen 
und die Kreditvergabe durch alternative Investmentfonds 

COM(2021) 721 final; Ratsdok. 14365/21 

Drucksache: 38/22 und zu 38/22

Der Richtlinienvorschlag der Kommission verfolgt das Ziel, Änderungen an der 

Richtlinie über die Verwalter alternativer Investmentfonds (Alternative Investment 

Fund Managers Directive – AIFMD – Richtlinie 2011/61/EU) und an der Richtlinie 

über bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW-

Richtlinie – Richtlinie 2009/65/EG) vorzunehmen, um diese Regelwerke an aktuelle 

Entwicklungen anzupassen. 

Die Kommission hat die Anwendung und den Geltungsbereich der AIFMD gemäß 

Artikel 69 der Richtlinie überprüft. Dabei gelangte sie zu dem Schluss, die Anforde-

rungen der beiden oben genannten Richtlinien besser aufeinander abzustimmen 

sind.

Der Richtlinienvorschlag zielt insbesondere auf die Einführung eines harmonisier-

ten spezifischen Rahmenwerkes für alternative Investmentfonds (AIF) ab, um einen 

hohen Anlegerschutz zu gewährleisten und gleichzeitig die Integration von AIF in 

den EU-Markt zu erleichtern.

Die Vorschläge betreffen die Bereiche Auslagerung/Verhinderung von Briefkasten-

firmen, Liquiditätsrisikomanagement, Berichtswesen, Treuhänder-Dienstleistungen, 

grenzüberschreitende Verwahrstellen-Dienstleistungen (nur AIFMD) und Regelun-

gen für die Kreditvergabe durch Fonds (nur AIFMD).
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Im Einzelnen ist Folgendes vorgesehen: 

- die Verbesserung der Granularität von Daten beim aufsichtlichen Meldewesen, 

- eine angemessene Steuerung potenzieller systemimmanenter Risiken, 

- die Spezifizierung der Anforderungen zum Liquiditätsmanagement, zum Ein-

satz von Leverage-Effekten und zur Bewertung für das Risikomanagement auf 

Fondsebene, um die direkte Kreditvergabe durch AIF vollständig zu erfassen. 

- Eine Verbesserung der Datenerhebung und die Beseitigung von Doppelerfas-

sungen.

- Die Harmonisierung der Vorschriften für die Verwendung von Liquidity Ma-

nagement Tools. 

- Die Erhöhung der Effizienz für Verwahrdienstleitungen im Anlegerinteresse 

und ein stabiler Informationsfluss zwischen Verwahrstelle der Vermögenswerte 

eines AIF/OGAW und der Verwahrstelle.

- Die Beilegung von Unstimmigkeiten aufgrund unterschiedlicher nationaler 

Aufsichtspraktiken bei der Erfüllung von EU-Anforderungen für die Übertra-

gung von Risiko- und Portfolioverwaltung an Dritte. 

Als Teil der Kapitalmarktunion soll der Richtlinienvorschlag zur Weiterentwick-

lung und Stärkung des Binnenmarktes sowie zur Verbesserung der Finanzierungs-

bedingungen von Unternehmen beitragen.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 38/1/22 ersichtlich.
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TOP 27:

...

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Digitalisierung der justiziellen 
Zusammenarbeit und des Zugangs zur Justiz in 
grenzüberschreitenden Zivil-, Handels- und Strafsachen und zur 
Änderung einiger Rechtsakte im Bereich der justiziellen 
Zusammenarbeit

COM(2021) 759 final 

Drucksache: 15/22 und zu 15/22

Der Verordnungsvorschlag verfolgt das Ziel, einen Rechtsrahmen für die elektroni-

sche Kommunikation zwischen den zuständigen Behörden in Verfahren der justizi-

ellen Zusammenarbeit in Zivil-, Handels- und Strafsachen und für die elektronische 

Kommunikation zwischen natürlichen oder juristischen Personen und den zuständi-

gen Behörden in Gerichtsverfahren in Zivil-, Handels- und Strafsachen zu schaffen. 

Darüber hinaus sollen der Einsatz von Videokonferenzen oder einer anderen Fern-

kommunikationstechnologie für andere Zwecke als die Beweisaufnahme nach der 

Verordnung (EU) 2020/1783, die Anwendung elektronischer Vertrauensdienste, die 

Rechtswirkung elektronischer Schriftstücke sowie die elektronische Zahlung von 

Gebühren geregelt werden.

Die vorgeschlagene Verordnung sieht folgende Maßnahmen vor, die von den Mit-

gliedstaaten ergriffen werden sollen: 

- Nutzung eines sicheren und zuverlässigen dezentralen IT-Systems für die 

schriftliche Kommunikation zwischen den zuständigen Behörden 

- Einrichtung eines europäischen elektronischen Zugangspunkts für die elektroni-

sche Kommunikation zwischen natürlichen oder juristischen Personen und zu-

ständigen Behörden
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- Verpflichtung der zuständigen Behörden zum Akzeptieren der elektronischen 

Kommunikation

- Gestatten der Anhörung mittels Videokonferenz oder einer anderen Fernkom-

munikationstechnologie in Zivil- und Handelssachen sowie Strafverfahren im 

Rahmen der justiziellen Zusammenarbeit 

- Anerkennung der Rechtswirkung elektronischer Dokumente 

- Ermöglichung der elektronischen Zahlung von Gebühren 

Als weitere Maßnahme auf der Ebene der EU sieht die vorgeschlagene Verordnung 

zur Errichtung eines dezentralen IT-Systems den Erlass von Durchführungsakten 

durch die Kommission vor. Durch ein System zur Überwachung des vorgeschlage-

nen Rechtsinstruments soll schließlich festgestellt werden, ob das Instrument in den 

Mitgliedstaaten wirksam umgesetzt wird und ob damit die festgelegten Ziele er-

reicht werden.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 15/1/22 ersichtlich.
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TOP 28:

...

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates über das Statut und die Finanzierung europäischer 
politischer Parteien und europäischer politischer Stiftungen 
(Neufassung) 

COM(2021) 734 final; Ratsdok. 14386/21 

Drucksache: 18/22 und zu 18/22

Der Verordnungsvorschlag der Kommission zur Neufassung der Verordnung (EU, 

Euratom) Nr. 1141/2014 (EUPP/F-Verordnung) zielt darauf ab, die Interaktion der 

europäischen politischen Parteien und der europäischen politischen Stiftungen mit 

ihren Mitgliedern (vor allem auch nationalen und regionalen Parteien) zu erleich-

tern, ihre finanzielle Tragfähigkeit zu verbessern, Transparenz insbesondere hin-

sichtlich von Spenden und Wahlwerbung zu erhöhen sowie übermäßigen Verwal-

tungsaufwand zu reduzieren. 

In der Vorlage werden spezifische Änderungen vorgeschlagen, um hohe Transpa-

renzstandards zu gewährleisten, die den neuen Gegebenheiten im Zusammenhang 

mit politischen Kampagnen im Internet und dem Risiko einer Einmischung aus dem 

Ausland sowie der Verletzung von Datenschutzvorschriften in der politischen Wer-

bung gerecht werden. 

Die Kommission schlägt in sechs Bereichen Änderungen vor: 

1. Sichtbarkeit von europäischen politischen Parteien: Neufassung der Definition 

(Artikel 2); Teilnahme europäischer politischer Parteien und der europäischen 

politischen Stiftungen an Kampagnen zu nationalen Referenden, sofern Ziel 

Umsetzung der Verträge (Artikel 25); unter Bedingungen Zulässigkeit von Mit-

gliedsbeiträgen von Mitgliedsparteien außerhalb der EU, begrenzt auf Europa-

ratsmitglieder (Artikel 3 und 23)



Erläuterung, 1017. BR, 11.03.22 - 28 (a) -

2. Wirtschaftlichkeit sichern: Senkung des notwendigen Anteils der Ko-

Finanzierung für europäische politische Parteien von 10 auf 5 Prozent (wie be-

reits für europäische politische Stiftungen), in Wahljahren sogar auf 0 Prozent 

(Artikel 20) 

3. Mehr Transparenz: neue Transparenzregeln für Spenden; stärkere Rolle für die 

Behörde für europäische politische Parteien und europäische politische Stiftun-

gen (Artikel 23).

4. Verwaltungsaufwand reduzieren: Wegfall der Einhaltungspflicht internationaler 

Rechnungslegungsstandards (Artikel 26) 

5. Rechtssicherheit stärken: Kooperation zwischen der Behörde für europäische 

politische Parteien und europäische politische Stiftungen und dem Anweisungs-

befugten des Europäischen Parlaments stärken (Artikel 32, Artikel 33) 

6. Geschlechtergleichstellung: Verpflichtung europäischer politischer Parteien und 

Stiftungen zu internen Regeln für Geschlechtergleichstellung (Artikel 4); Knüp-

fung an Finanzierungsantrag mit auch an Mitgliedsparteien gerichteten Offenle-

gungspflichten (Artikel 21). Sanktionierung bei Verstößen (Artikel 30) 

Damit die Wahlen zum Europäischen Parlament im Jahr 2024 nach höchsten demo-

kratischen Standards stattfinden können, sollen die durch den Verordnungsvor-

schlag angestrebten Änderungen bis zum Frühjahr 2023, also ein Jahr vor den Wah-

len, in Kraft treten und von den Mitgliedstaaten bis dahin vollständig umgesetzt 

werden.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 18/1/22 ersichtlich.
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TOP 29:

...

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Richtlinie 2010/40/EU zum Rahmen 
für die Einführung intelligenter Verkehrssysteme im 
Straßenverkehr und für deren Schnittstellen zu anderen 
Verkehrsträgern 

COM(2021) 813 final; Ratsdok. 15114/21 

Drucksache: 28/22 und zu 28/22

Ziel des Richtlinienvorschlags ist eine Erweiterung des derzeitigen Geltungsbe-

reichs der IVS-Richtlinie, um neue und sich abzeichnende Herausforderungen im 

Bereich der Verkehrsmobilität abzudecken. Es soll ferner eine Pflicht zur EU-

weiten Bereitstellung wesentlicher IVS-Dienste eingeführt werden. 

Der Vorschlag beinhaltet folgende Änderungen: 

– Die sogenannten vorrangigen Bereiche für die Ausarbeitung und Anwendung 

von Spezifikationen und Normen sollen nach Art des Dienstes neu strukturiert 

werden. 

– Regelungen zur verpflichtenden Gewährleistung der Verfügbarkeit bestimmter 

Daten sollen festgelegt werden. 

– Es sind Regelungen zur verpflichtenden Einführung von Diensten zur Bereit-

stellung eines Mindestniveaus allgemeiner für die Straßenverkehrssicherheit re-

levanter Verkehrsinformationen auf dem transeuropäischen Straßennetz und al-

len sonstigen Autobahnen bis zum 31. Dezember 2026 vorgesehen. 

– Geplant ist ferner die Schaffung eines EU-System für das Management von Si-

cherheitsberechtigungsnachweisen von kooperativen intelligenten Verkehrssys-

temen (C-IST) unter Verantwortung der Kommission. Für den sicheren Aus-

tausch von Daten im Rahmen von C-ITS wird ein europaweiter Vertrauensan-

ker benötigt. Die Kommission beabsichtigt, vorübergehend die Rolle der für die
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C-ITS-Zertifikatregeln zuständigen Behörde, des Trust List Managers (Manager 

der Liste vertrauenswürdiger Zertifikate) und der C-ITS-Kontaktstelle über-

nehmen.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 28/1/22 ersichtlich.
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TOP 30:

...

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat 
Nachhaltige Kohlenstoffkreisläufe 

COM(2021) 800 final 

Drucksache: 12/22

Die Mitteilung der Kommission zielt darauf ab, dass mit folgenden drei Schlüssel-

maßnahmen nachhaltige und klimaresiliente Kohlenstoffkreisläufe geschaffen wer-

den sollen, um das Ziel der EU zur gesamtwirtschaftlichen Klimaneutralität bis 

2050 zu erreichen.

Als erstes soll die Abhängigkeit von Kohlenstoff drastisch verringert werden. Zwei-

tens soll Kohlenstoff aus Abfallströmen, aus nachhaltigen Biomassequellen oder 

direkt aus der Atmosphäre recycelt und in den Wirtschaftszweigen, die auch künftig 

von Kohlenstoff abhängig sein werden, anstelle von fossilem Kohlenstoff genutzt 

werden. Drittens sollen Lösungen für den CO2-Abbau, mit denen CO2 aus der At-

mosphäre abgeschieden und langfristig gespeichert wird, entweder in Ökosystemen 

durch Lösungen für den Naturschutz und die klimaeffiziente Landwirtschaft („car-

bon farming“) oder in anderen Formen der Speicherung durch industrielle Lösungen 

ausgebaut werden. 

Zur Erreichung dieser langfristigen Schlüsselmaßnahmen konzentriert sich die Mit-

teilung auf kurzfristige Maßnahmen zur Ausweitung der klimaeffizienten Landwirt-

schaft als Geschäftsmodell mit Anreizen für Praktiken in natürlichen Ökosystemen, 

die Kohlenstoffbindung zu erhöhen, und zur Förderung einer neuen industriellen 

Wertschöpfungskette für die nachhaltige Abscheidung, das Recycling, den Trans-

port und die Speicherung von CO2.  

Schließlich geht die Mitteilung darauf ein, wie in einem weiteren grundlegenden 

Schritt ein Rechtsrahmen für eine klare und transparente Ermittlung der Tätigkeiten 
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geschafft werden soll, mit denen CO2 aus der Atmosphäre entfernt und die CO2-

Konzentration in der Atmosphäre gesenkt werden soll. Hierzu soll ein EU-Rahmen 

für die Zertifizierung des CO2-Abbaus auf der Grundlage solider Anrechnungs- und 

Verbuchungsvorschriften für einen hochwertigen und nachhaltigen CO2-Abbau 

mithilfe natürlicher Ökosysteme sowie industrieller Lösungen entwickelt werden.

Mit den vorgeschlagenen Maßnahmen soll der CO2-Abbau in der gesamten EU an-

gekurbelt und verstärkt werden.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 12/1/22 ersichtlich.
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TOP 31:

...

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates über die Bereitstellung bestimmter Rohstoffe und 
Erzeugnisse, die in Verbindung mit Entwaldung und 
Waldschädigung in Verbindung stehen, auf dem Unionsmarkt 
sowie ihre Ausfuhr aus der Union und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 995/2010 

COM(2021) 706 final; Ratsdok. 14151/21 

Drucksache: 9/22 und zu 9/22

Ziel dieser Initiative der Kommission ist es, gegen die durch den Verbrauch und die 

Erzeugung in der EU verursachte Entwaldung und Waldschädigung vorzugehen. 

Der Verordnungsvorschlag zielt daher auf die Reduktion der von der EU durch 

Konsumverhalten mitverursachten globalen Entwaldung und Waldschädigung ab. 

Der Verordnungsvorschlag sieht vor, dass bestimmte Rohstoffe und Produkte nur 

dann auf dem EU-Markt in den Verkehr gebracht oder aus der EU exportiert werden 

dürfen, wenn sie entwaldungs- und waldschädigungsfrei sowie im Einklang mit den 

Gesetzen des Ursprungslands produziert worden sind. Um die Einhaltung dieser 

Regelung sicherzustellen, sieht der Verordnungsvorschlag bindende Sorgfaltspflich-

ten für alle Unternehmen vor, die entsprechende Rohstoffe und Produkte auf dem 

EU-Markt in den Verkehr bringen oder aus der EU exportieren, sowie für Händler, 

die keine KMU sind.

Der Regelungsbereich umfasst dabei die relevanten Rohstoffe Soja, Ölpalme, Rin-

der, Kaffee, Kakao und Holz, einschließlich bestimmter verarbeiteter Erzeugnisse. 

In einem Anhang werden die Produkte festgelegt, die die genannten Rohstoffe ent-

halten oder daraus hergestellt worden sind. Die Kommission beabsichtigt, spätes-

tens zwei Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung und danach in regelmäßigen Ab-

ständen eine Überprüfung des Anhangs vorzunehmen, um festzustellen, ob es ange-
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zeigt sei, die Liste der aufgeführten relevanten Erzeugnisse zu ändern oder zu er-

gänzen, um sicherzustellen, dass alle Erzeugnisse, die relevante Rohstoffe enthalten, 

mit ihnen gefüttert wurden oder unter ihrer Verwendung hergestellt wurden, in die-

se Liste aufgenommen werden, es sei denn, die Nachfrage nach diesen Erzeugnissen 

habe vernachlässigbare Auswirkungen auf die Entwaldung. 

Für jedes erste Inverkehrbringen der von der Verordnung erfassten Rohstoffe und 

Produkte auf dem Binnenmarkt, einschließlich solcher aus der EU selbst, sowie für 

den Export dieser sollen die Wirtschaftsteilnehmer entsprechende Erklärungen vor-

legen müssen, in denen sie bestätigen, dass sie ihrer Sorgfaltspflicht nachgekommen 

sind und dass die Rohstoffe und Produkte damit den Vorschriften der Verordnung 

entsprechen. 

Der Verordnungsvorschlag übernimmt und erweitert den Sorgfaltspflichtenansatz 

der bisherigen EU-Holzverordnung, die in der neuen Verordnung aufgehen soll. Die 

Pflichten der Wirtschaftsteilnehmer und zuständigen Behörden sollen dabei je nach 

Risikokategorie des Ursprungslandes beziehungsweise der Ursprungsregion variie-

ren können. Die Risiken sollen mithilfe eines Benchmarking-Systems der Kommis-

sion als niedrig, mittel oder hoch eingestuft werden können. Bei Feststellung eines 

nicht vernachlässigbaren Risikos in der Lieferkette sollen Wirtschaftsteilnehmer 

angemessene und verhältnismäßige Risikominderungsmaßnahmen ergreifen müs-

sen.

Für die wirksame und ordnungsgemäße Umsetzung der Verordnung sind konkrete 

qualitative und quantitative Kontrollanforderungen für die Mitgliedstaaten vorgese-

hen. Neben Anforderungen an Zoll- und Durchsetzungsbehörden zur Kontrolle und 

zivilrechtlichen Einklagbarkeit enthält der Verordnungsvorschlag auch Anforderun-

gen für verwaltungs- oder strafrechtliche Sanktionen beziehungsweise Bußgelder 

bei Verstößen gegen die Verordnung. 

Zudem sieht der Verordnungsvorschlag künftig eine enge Kooperation und Partner-

schaften mit anderen Produktionsländern sowie mit anderen Konsumentenländern 

im bilateralen und multilateralen Rahmen vor.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 9/1/22 ersichtlich.



- 32 - Erläuterung, 1017. BR, 11.03.22

TOP 32:

...

Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und 
des Rates über eine Makrofinanzhilfe für die Ukraine 

COM(2022) 37 final; Ratsdok. 5849/22

Drucksache: 80/22

Ziel des am 01.02.2022 von der Europäischen Kommission veröffentlichen Vor-

schlags ist es, der Ukraine eine Makrofinanzhilfe zu gewähren. 

Hintergrund ist, dass infolge des Verlustes des Marktzugangs sowie der Kapitalab-

flüsse eine signifikante Außenfinanzierungslücke in der Zahlungsbilanz der Ukraine 

entstanden ist. Bereits am 16.02.2022 hatte das Europäische Parlament die Makrofi-

nanzhilfe bewilligt. Auch der Rat hat den Vorschlag der Kommission am 

21.02.2022 angenommen. In der Vergangenheit hat die EU neben anderen Unter-

stützungsinstrumenten für die Ukraine fünf aufeinanderfolgende Makrofinanzhilfen 

bereitgestellt, die im Zeitraum 2014-2021 Darlehen im Umfang von insgesamt 5 

Mrd. EUR umfassten. 

Der Vorschlag sieht insbesondere Folgendes vor: 

- Das Soforthilfepaket sieht eine Laufzeit von 12 Monaten und zwei Auszahlun-

gen geknüpft an die Erfüllung von Bedingungen vor. Die Freigabe der ersten 

Tranche ist an die Erfüllung der politischen Vorbedingungen und eine zufrie-

denstellende Durchführung des IWF-Programms geknüpft und würde rasch 

nach der Billigung dieses Vorschlags (bereits erfolgt) und nach Inkrafttreten der 

Grundsatzvereinbarung über spezifische strukturpolitische Maßnahmen erfol-

gen, die von der Europäischen Kommission im Namen der EU und der Ukraine 

vereinbart werden.
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- Die Auszahlung der ersten Tranche wird voraussichtlich nach Inkrafttreten der 

Grundsatzvereinbarung erfolgen, möglicherweise noch im ersten Quartal 2022. 

- Die Auszahlung der zweiten Tranche wäre an die kontinuierliche zufriedenstel-

lende Durchführung eines IWF-Programms und der in der Grundsatzvereinba-

rung festgelegten politischen Maßnahmen gekoppelt und könnte innerhalb eines 

Jahres nach Inkrafttreten der Grundsatzvereinbarung erfolgen.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 80/1/22 ersichtlich.
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TOP 33:

...

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates über Maßnahmen für ein hohes gemeinsames 
Cybersicherheitsniveau in der Union und zur Aufhebung der 
Richtlinie (EU) 2016/1148 

COM(2020) 823 final 

Drucksache: 45/21 und zu 45/21

Mit dem Richtlinienvorschlag der Kommission über Maßnahmen für ein hohes ge-

meinsames Cybersicherheitsniveau in der Union und zur Aufhebung der Richtlinie 

(EU) 2016/1148 über die Sicherheit von Netz- und Informationssystemen (NIS-

Richtlinie) soll der bestehende Rechtsrahmen auf dem Gebiet der Cybersicherheit 

unter der Berücksichtigung der zunehmenden Digitalisierung des Binnenmarktes 

und der sich rasch weiterentwickelnden Bedrohungen für die Cybersicherheit mo-

dernisiert werden.

Der Vorschlag ist Teil eines Paketes von Maßnahmen, mit denen die Resilienz und 

die Kapazitäten zur Reaktion auf Sicherheitsvorfälle öffentlicher und privater Ein-

richtungen, zuständiger Behörden und der Union als Ganzer auf dem Gebiet der 

Cybersicherheit und des Schutzes kritischer Infrastrukturen weiter verbessert wer-

den sollen.

Der Richtlinienvorschlag baut auf der Richtlinie (EU) 2016/1148 auf, dem ersten 

EU-Rechtsakt über Cybersicherheit, der Maßnahmen zur Gewährleistung eines ho-

hen gemeinsamen Sicherheitsniveaus von Netz- und Informationssystemen in der 

Union vorsieht. Gleichzeitig soll die NIS-Richtlinie mit diesem Vorschlag aufgeho-

ben werden. Der Richtlinienvorschlag berücksichtigt umfassende Änderungen, wel-

che sich aus der Evaluierung der NIS-Richtlinie ergeben haben. Hierzu zählen ins-

besondere:
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- die Ausweitung des Anwendungsbereichs auf einen größeren Kreis von Wirt-

schaftsbereichen (Sektoren), Unternehmen und Verwaltungseinrichtungen; 

- die Ausweitung der Vorgaben für nationale Cyber-Sicherheitsstrategien, für das 

Netz der Soforteinsatzteams für IT-Sicherheitsvorfälle (CSIRTs), für das Cy-

bersicherheitskrisenmanagement und das Erfordernis einer nationalen Cyber-

sicherheitsanlaufstelle; 

- die Stärkung der NIS-Kooperationsgruppe und des Europäischen Netzwerks der 

Verbindungsorganisationen für Cyberkrisen (European Cyber Crises Liai-son 

Organisation Network - EU-CyCLONe); 

- die Schaffung einer zweijährigen Berichtspflicht der EU-Agentur für Cybersi-

cherheit (ENISA) zur Cybersicherheitslage in der EU und

- die Stärkung der Aufsichtsmaßnahmen und des Sanktionsregimes. 

Der Bundesrat hat am 5. März 2021 eine Stellungnahme zu der Vorlage beschlos-

sen, vergleiche BR-Drucksache 45/21 (Beschluss). 

Die Beratungen zu dem Vorhaben sind wiederaufgenommen worden, um eine vor-

lagenbezogene Vertreterbenennung zu beschließen. 

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 45/2/21 ersichtlich.
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TOP 34:

Vierte Verordnung zur Änderung der CbCR-Ausdehnungs-
verordnung

Drucksache: 30/22

Auf der Grundlage des Gesetzes zu der Mehrseitigen Vereinbarung vom 

27. Januar 2016 werden länderbezogene Berichte (Country-by-Country-Reports, 

CbCR) zwischen den Steuerbehörden der Vertragsstaaten ausgetauscht. Durch die 

Abgabe länderbezogener Berichte und durch den Austausch zwischen den Staaten 

erhalten die betroffenen Steuerverwaltungen Informationen über die globale 

Aufteilung der Erträge und die entrichteten Steuern sowie über weitere Indikatoren 

der Wirtschaftstätigkeiten der größten international tätigen Unternehmen. 

Die vorliegende Rechtsverordnung ergänzt die Aufzählung der Staaten und 

Hoheitsgebiete in der CbCR-Ausdehnungsverordnung. Mit Inkrafttreten dieser 

Änderungsverordnung können länderbezogene Berichte auch zwischen den 

Behörden der Bundesrepublik Deutschland und den Behörden von Aserbaidschan, 

den Malediven und der Türkei ausgetauscht werden. Damit wächst die Liste der 

Staaten und Hoheitsgebiete, die am Informationsaustausch teilnehmen, auf 41 an. 

Aus Gründen der Rechtsklarheit wird unter Artikel 1 die vollständige Liste der 

Staaten und Hoheitsgebiete der CbCR-Ausdehnungsverordnung mit sämtlichen 

Staaten und Hoheitsgebieten neu abgedruckt und veröffentlicht.

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung gemäß Artikel 80 

Absatz 2 des Grundgesetzes zuzustimmen.
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TOP 35:

Erste Verordnung zur Durchführung des Finanzausgleichs-
gesetzes im Ausgleichsjahr 2022

Drucksache: 46/22

Mit der Verordnung soll der vorläufige Vollzug der Umsatzsteuerverteilung und des 

Länderfinanzausgleichs im Ausgleichsjahr 2022 geregelt werden. 

Die vorläufige Bemessung der Umsatzsteuerverteilung sowie des 

Finanzkraftausgleichs ist nach § 13 des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) auf der 

Basis vorjähriger Daten zu errechnen. Die Differenzen zwischen den vorläufigen 

und den sich tatsächlich ergebenden Bemessungsgrundlagen werden durch 

vierteljährliche Zwischenabrechnungen (§ 14 Absatz 3 FAG) sowie durch eine 

Endabrechnung nach Jahresabschluss mit Hilfe einer Zweiten Verordnung 

ausgeglichen (§§ 12 und 15 FAG).

Die Ausgleichszahlungen im Länderfinanzausgleich werden für 2022 auf rund 

17 Mrd. Euro geschätzt. 

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung zuzustimmen.
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TOP 36:

...

Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungs-
gremien der Europäischen Union für die spezifischen Programme 
zur Umsetzung des Rahmenprogramms für Forschung und 
Innovation "Horizont Europa" (2021 bis 2027)

Drucksache: 44/22

Die gemeinsame Liste der Beratungsgremien bei Kommission und Rat (Abschnitt I 

Nummer 2 der Bund-Länder-Vereinbarung) mit dem Programmausschuss für das 

9. Forschungsrahmenprogramm1, der unter anderem in der Ausschussformation 

„Strategische Zusammensetzung“ tagt, soll mit Punkt 1. um folgende Europäische 

Missionen ergänzt werden:

1. Strategische Zusammensetzung 

a) Anpassung an den Klimawandel

b) Ozeane und Gewässer 

c) Klimaneutrale und intelligente Städte 

d) Boden-Deal für Europa

Der Bundesrat kann gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG in Verbindung mit Abschnitt I 

der Bund-Länder-Vereinbarung für die Europäischen Missionen zur Ausschussfor-

mation „Strategische Zusammensetzung“ je eine Bundesratsbeauftragte oder einen 

Bundesratsbeauftragten zur ständigen Teilnahme (Liste A) benennen.

1 vgl. BR-Drucksache 46/21 = AE-Nr. 210035
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Der Benennungszeitraum soll zunächst bis zur Halbzeitbewertung des 9. For-

schungsrahmenprogramms bis zum 30. Juni 2024 beschränkt werden, um anschlie-

ßend eine Neubenennung zu ermöglichen.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 44/1/22 ersichtlich.
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TOP 37:

Vorschlag des Bundesministers der Justiz für die Ernennung von 
Bundesanwältinnen und Bundesanwälten beim 
Bundesgerichtshof 

Drucksache: 57/22

I. Zum Inhalt des Vorschlages 

Nach § 149 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) werden die Bundesanwälte 

beim Bundesgerichtshof auf Vorschlag des Bundesministeriums der Justiz 

(BMJ) vom Bundespräsidenten ernannt. Der Vorschlag bedarf der Zustimmung 

des Bunderates.

Entsprechend dieser Regelung bittet das BMJ um die Zustimmung des Bundes-

rates zu seinem Vorschlag für die Ernennung

- der Oberstaatsanwältin beim Bundesgerichtshof 

Dr. Sonja Heine 

zur Bundesanwältin beim Bundesgerichtshof 

sowie 

- des Oberstaatsanwalts beim Bundesgerichtshof 

Guido Zöller 

zum Bundesanwalt beim Bundesgerichtshof. 

II. Empfehlung des Rechtsausschusses 

Der Rechtsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, dem Vorschlag gemäß 

§ 149 GVG zuzustimmen. 
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TOP 38:

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

Drucksache: 60/22

Der Rechtsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu den in der BR-Drucksache 

60/22 genannten Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht von einer Äußerung 

und einem Beitritt abzusehen, da bei diesen keine Umstände ersichtlich sind, die 

eine Stellungnahme des Bundesrates geboten erscheinen lassen.
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